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CSR WeltWeit –  
Ein Branchenvergleich

Nachricht vom 13.12.2012

Eine aktuelle Studie der Bertelsmann-Stiftung 
untersucht, wie sich deutsche Unternehmen an 
ihren internationalen Standorten gesellschaft-
lich engagieren. Der Überblick umfasst die wich-
tigsten Themen und Ebenen, die in den verschie-
denen Branchen adressiert werden, und zeigt auf, 
wo die Unternehmen den Schwerpunkt ihrer Ver-
antwortung sehen und entsprechend handeln.

Mit der Globalisierung hat die Frage, wie 
Unternehmen weltweit zu Wohlstand so-
wie zu sozialem und ökologischem Fort-
schritt beitragen können, zunehmend an 
Bedeutung gewonnen. Gerade für deut-
sche Unternehmen ist die Umsetzung ge-
sellschaftlicher Verantwortung im Rah-
men ihrer weltweiten Geschäftstätig-
keit dabei vielfach nichts Neues, sondern 
steht im Einklang mit der national geleb-
ten Tradition. 

Tatsächlich schaffen deutsche Unter-
nehmen im Rahmen ihrer Direktinvesti-
tionen im Ausland Arbeitsplätze und er-
möglichen höhere Sozialstandards, mehr 
Umweltschutz, bessere Bildung und da-
mit insgesamt eine Erhöhung des Lebens-
niveaus der Menschen. Damit leisten sie 
durch ihr freiwilliges Engagement in vie-
len Teilen der Welt einen wichtigen Bei-
trag zur sozialen Gestaltung der Globali-
sierung.

Im Fokus der aktuellen Untersuchung 
stehen die sechs Wirtschaftsbranchen 

ff Automobil,
ff Banken und Versicherungen,
ff Chemie und Pharma,
ff Elektro und Elektronik sowie
ff Handel und Tourismus.

Für jede der Branchen wird ein Profil des 
internationalen CSR-Engagements be-
schrieben. Dafür untersucht die Publika-
tion, welche sozialen, ökologischen und 
ökonomischen Themen das internatio-
nale CSR-Engagement der Branche prä-
gen und  auf welcher Ebene der unterneh-
merischen Tätigkeit die CSR-Aktivitäten je 
Branche umgesetzt werden. 

Die 76seitige Studie kann kostenfrei 

heruntergeladen werden unter: http://www.csr-

weltweit.de/fileadmin/inhalte/Publikationen/CSR_

Weltweit_Ein_Branchenvergleich.pdf  Weitere 

Informationen: Bertelsmann Stiftung  http://www.

csr-weltweit.de/de/index.nc.html

VÖB fordert klare Aussage  
zur Verschiebung von Basel III  
auf den 01. Januar 2014

Nachricht vom 12.12.2012

Der Bundesverband Öffentlicher Banken 
Deutschlands, VÖB, fordert eine klare Aussage 
dazu, dass die Banken die europäischen Regel-
werke zur Umsetzung von Basel III (CRR und 
CRD IV) aufgrund der noch immer nicht termi-
nierten Verabschiedung in Brüssel und des ho-
hen technischen Umsetzungsaufwandes nicht ab 
dem 01. Januar 2013, sondern erst zum 01. Ja-
nuar 2014 anwenden können. Unverbindliche 
Auskünfte der Bankenaufsicht würden nicht 
ausreichen, um den Banken die notwendige 
Rechts- und Planungssicherheit zu geben. 

„Bei Verabschiedung der neuen Vorgaben 
vor der Sommerpause 2012 hätten die Ban-
ken eine realistische Chance gehabt, die 
neuen Regelungen wie geplant ab dem 
Jahreswechsel anzuwenden. Inzwischen 
ist absehbar, dass die europäische Richt-
linie und Verordnung (CRR und CRD IV) 
erst Anfang 2013 verabschiedet werden. 
Vor diesem Hintergrund ist es erstaun-
lich, dass offiziell weiterhin an der Erst-
anwendung der neuen Regelungen zum 
01. Januar 2013 festgehalten wird. Die Ban-
ken müssen eine realistische Chance ha-
ben, das komplexe Regelwerk umzusetzen. 
Verzögerungen im europäischen Recht-
setzungsverfahren dürfen nicht einseitig 
zu Lasten der Kreditwirtschaft gehen“, so 
VÖB-Hauptgeschäftsführer Dr. Hans Re-
ckers. Der Verband begrüßt insofern, dass 
die Europäische Bankaufsichtsbehörde 
(EBA) die Erstanwendung der neuen Re-
geln zur Finanzberichterstattung (FinRep) 
auf den 01. Januar 2014 verschoben hat.

 Reckers betont zudem, dass die Beson-
derheiten der Förderbanken im CRD IV-
Regelwerk ausreichend berücksichtigt 
werden müssen, damit diese als wichtige 
Player bei der Kreditversorgung, vor allem 
des Mittelstandes, ihren öffentlichen För-
derauftrag auch künftig uneingeschränkt 
ausüben können. Die deutschen Förder-
banken hätten einen gesetzlich klar um-
rissenen öffentlichen Auftrag, der ihre 
Geschäftstätigkeit auf das Fördergeschäft 
beschränkt. Sie vergeben ihre Förderkre-
dite wettbewerbsneutral über Hausban-
ken an die Endkreditnehmer. Den Beson-
derheiten des Fördergeschäftes werde in 
der CRD IV bzw. im CRD IV-Umsetzungs-
gesetz bereits an einigen Stellen Rech-

nung getragen; dies gelte beispielsweise 
für die Behandlung von Förderdarlehen 
im Großkreditregime. Damit Förderinsti-
tute jedoch auch zukünftig ihren öffentli-
chen Förderauftrag uneingeschränkt aus-
üben können, bedürfe es weiterer Nach-
besserungen. Dies betreffe unter anderem 
die Risikogewichtung von über Hausban-
ken ausgereichten Förderdarlehen im Ei-
genkapitalregime.

Weitere Informationen:  VÖB http://www.voeb.de/

de/pressezentrum/pressemitteilungen/

pressemitteilung_2012_064.html

Wirtschaftskriminalität bei  
Versicherungsunternehmen

Nachricht vom 05.12.2012

Die Wirtschaftskriminalität in der Versiche-
rungsbranche ist in den letzten Jahren weiter 
zurückgegangen: Zwischen 2009 und 2011 war 
knapp jedes zweite Unternehmen der Asseku-
ranz (49 Prozent) von Korruption, Unterschla-
gung oder einer anderen Straftat betroffen. Im 
Vergleichszeitraum von 2005 bis 2007 lag die 
Quote noch bei 68  Prozent. Das geht aus der 
Branchenauswertung „Wirtschaftskriminali-
tät – Versicherungsbranche“ der Wirtschaftsprü-
fungs- und Beratungsgesellschaft PwC und der 
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg her. 
Für die Studie wurden im Sommer 2011 rund 
830 repräsentativ ausgewählte deutsche Unter-
nehmen befragt. Die aktuelle Sonderauswertung 
beruht auf den Angaben von 75 Versicherungen. 

Während die Betroffenheit von Wirt-
schaftsdelikten bei Versicherungsunter-
nehmen zurückgegangen ist, stieg die 
durch Wirtschaftskriminalität verur-
sachte Schadensbelastung dagegen er-
heblich. In der jüngsten Umfrage nann-
ten die von Wirtschaftskriminalität be-
troffenen Versicherer im Durchschnitt 
eine direkte Schadensumme über alle De-
likte von rund 8,5 Millionen Euro – dies 
entspricht fast einer Verdreifachung ge-
genüber der Studie von 2007, in der die 
Befragten im Durchschnitt über direkte 
Schäden in Höhe von 2,9 Millionen Euro 
berichteten. 

Zu den direkten Schäden durch ent-
deckte Delikte kommen indirekte Kosten 
von durchschnittlich 156.000 Euro, die 
für das Schadenmanagement aufgewen-
det werden müssen. Hierzu zählen bei-
spielsweise Prozesskosten, Ausgaben für 
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interne Untersuchungen oder auch die 
notwendige Öffentlichkeitsarbeit. 

57  Prozent der befragten Versicherun-
gen waren zwischen 2009 und 2011 nach 
eigener Aussage mindestens einmal mit 
hoher Wahrscheinlichkeit von einer Straf-
tat betroffen, die sich letztlich aber nicht 
beweisen ließ. Damit ergibt sich eine Er-
höhung der von Wirtschaftskriminalität 
betroffenen Versicherungsunternehmen 
auf 71  Prozent. 

Prävention wirkt …

Stark rückläufig ist die Belastung der Ver-
sicherer durch Vermögensdelikte und 
Korruption. Berichteten in der Studie von 
2007 noch 58  Prozent der Befragten über 
mindestens einen entdeckten Betrugs- 
oder Unterschlagungsfall, waren es 2011 
nur noch 43  Prozent. Von Korruption ge-
schädigt wurden zwischen 2009 und 2011 
lediglich sieben  Prozent der Befragten ge-
genüber 24  Prozent in den Jahren von 
2005 bis 2007. 

Diese positive Bilanz dürfte in erster 
Linie auf die verstärkten Präventionsbe-
mühungen der Versicherer zurückzufüh-
ren sein: Ein Kundenbeziehungsweise Ge-
schäftsmonitoring gab es 2011 bei knapp 
jedem zweiten Versicherungsunterneh-
men (47  Prozent), im Jahr 2007 erst bei 
29 Prozent der Befragten. Über ein Risiko-
management zur Betrugsprävention ver-
fügen heute 80  Prozent der Befragten, im 
Jahr 2007 belief sich die Quote auf 59  Pro-
zent. 

Nicht zuletzt setzen sich auch Anti-
Korruptionsprogramme in der Branche 
allmählich durch: Verfügten 2007 erst 
15 Prozent der Befragten über ein entspre-
chendes Programm, waren es 2011 bereits 
56  Prozent. Mit der zunehmenden Ver-
breitung von Anti-Korruptionsprogram-
men geht offenbar auch eine größere 
Sensibilisierung für das Thema einher: 
Berichteten 2007 nur drei  Prozent der 
Versicherer über Situationen, in denen 
sie sich zur Zahlung eines Bestechungsgel-
des gedrängt fühlten, stieg diese Quote bis 
2011 auf sieben  Prozent.

„Die Umfrageergebnisse belegen, dass 
sich effektive Prävention auszahlt. Die 
Versicherungsbranche konnte die Belas-
tung durch Vermögensdelikte und Kor-
ruption deutlich senken. Dies sollte die 
Versicherer darin bestärken, den einge-
schlagenen Weg weiter zu gehen, um die 
Erfolge durch Prävention auch weiterhin 

voran zu treiben. Die wesentliche Heraus-
forderung für die Versicherungsbranche 
besteht dabei vor allem in der Sicherstel-
lung nachhaltiger Compliance auf der Ba-
sis wirksamer Compliance-Management-
Systeme“, sagt Gunter Lescher, Forensic- 
und Compliance-Experte bei PwC.

… Kontrolle versagt

Während der Ausbau der Prävention of-
fenbar zu einem Rückgang der Kriminali-
tätsbelastung geführt hat, besteht bei der 
Implementierung wirksamer Kontroll-
mechanismen offensichtlich noch Hand-
lungsbedarf. So wurden gut vier von fünf 
Delikten eher zufällig entdeckt. Die in-
terne Revision führte ebenso wie ein in-
stitutionalisiertes Hinweisgebersystem 
nur in drei von hundert Fällen auf die 
richtige Spur. Im Durchschnitt aller Bran-
chen wurden zwischen 2009 und 2011 
rund 29 Prozent aller Delikte durch syste-
matische Kontrollen aufgedeckt, bei den 
befragten Versicherungen nur 19  Prozent. 
„‚Kommissar Zufall‘ spielt in der Versi-
cherungsbranche noch eine deutlich grö-
ßere Rolle als in der Gesamtwirtschaft. 
Bei den Kontrollinstrumenten haben Ver-
sicherungen noch sehr großen Nachhol-
bedarf“, so Lescher. 

Weitere Informationen: PwC http://www.pwc.de/de/

pressemitteilungen/2012/wirtschaftskriminalitaet-

trifft-versicherer-seltener-verursacht-aber-hoehere-

schaeden.jhtml; kostenlose Bestellung der Studie 

unter: http://www.pwc.de/de/

finanzdienstleistungen/versicherungen/

schadenshohe-durch-wirtschaftskriminalitat-

wachst-in-der-versicherungsbranche-fast-auf-das-

dreifache.jhtml

BaFin: Neues Merkblatt zur Kon-
trolle der Mitglieder von Verwal-
tungs- und Aufsichtsorganen

Nachricht vom 04.12.2012

Mit dem Gesetz zur Stärkung des Finanzmarktes 
und der Versicherungsaufsicht vom 29.07.2009, 
BGBl. I S. 2305, wurden erstmals sowohl im KWG 
als auch im VAG Regelungen zur Kontrolle der 
Mitglieder von Verwaltungs- und Aufsichtsorga-
nen eingeführt. Mit dem Gesetz zur Restrukturie-
rung und geordneten Abwicklung von Kreditins-
tituten, zur Errichtung eines Restrukturierungs-
fonds für Kreditinstitute und zur Verlängerung 
der Verjährungsfrist der aktienrechtlichen Or-
ganhaftung vom 09.12.2010, BGBl. I S. 1900, 

kamen weitere relevante Vorschriften im KWG 
hinzu. Geregelt sind Anzeigepflichten, materi-
elle Anforderungen und Maßnahmen bezüglich 
der Mandatsträger.

Das am 22. Februar 2010 erstmals veröf-
fentlichte „Merkblatt zur Kontrolle der 
Mitglieder von Verwaltungs- und Auf-
sichtsorganen gemäß KWG und VAG“ 
sollte den Unternehmen die neuen Vor-
schriften erläutern. 

Die BaFin hat die gesammelten Erfah-
rungen aus der Aufsichtspraxis nunmehr 
zum Anlass genommen, das Merkblatt hin-
sichtlich häufig auftauchender Fragestel-
lungen zu ergänzen und zu überarbeiten. 

Weitere Informationen: BaFin http://www.bafin.de/

SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Merkblatt/

mb_121203_kontrolle_ar_vr_ba_va.html

DICO – Deutsches Institut  
für Compliance gegründet

Nachricht vom 29.11.2012

Das Deutsche Institut für Compliance hat sich 
am 28. November 2012 in Berlin gegründet. Ziel 
des Vereins ist es, Standards für Compliance und 
Qualifizierungen zu setzen und das Berufsbild 
des Compliance-Officers zu entwickeln. DICO ver-
steht sich als Ansprechpartner für alle Compli-
ance-Interessierten in Wirtschaft, Verbänden 
und Gesetzgebung. Der Verein will maßgeblich 
an der Gestaltung der guten Unternehmensfüh-
rung in Deutschland mitwirken und bietet ein 
Forum für die nationale und internationale Ver-
netzung für Compliance-Experten.

In die fachliche Arbeit fließen sowohl die 
Expertise der eigenen Mitglieder als auch 
externes Knowhow ein. Zu den Gründungs-
mitgliedern gehören namhafte Unterneh-
men und deren Compliance-Vertreter: 

ff Allianz SE 
ff Axel Springer AG 
ff BAY Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer 
ff Berliner Wasserbetriebe AöR 
ff Deutsche Telekom AG 
ff EnBW Energie Baden-Württemberg AG 
ff Erich Schmidt Verlag GmbH & Co. KG 
ff Erste Group Bank AG 
ff Infineon Technologies AG 
ff KPMG WP AG
ff MAN SE 
ff Merck KGaA 
ff Metro AG
ff Pohlmann & Company 
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ff RWE AG 
ff Sanofi-Aventis Deutschland GmbH 
ff Siemens AG 
ff Steinbeis-Hochschule Berlin – School of 
Governance, Risk & Compliance 

ff Talanx AG 
ff Tognum AG 

Der Interessenverband steht Unterneh-
men und Compliance-Experten aller 
Branchen offen und will dabei insbeson-
dere auch die Interessen des Mittelstandes 
wahrnehmen. Dies soll durch eine ausge-
wogene Besetzung der Gremien gewähr-
leistet werden. 

„Sicher ist, Compliance-Management 
wird immer mehr zum essentiellen Be-
standteil erfolgreicher und sicherer Un-
ternehmensführung. Hier braucht es ei-
nen intensiven Austausch sowie natio-
nale und internationale Vernetzung, um 
in einem breiten Dialog vernünftige, pra-
xisnahe Standards zu schaffen oder wei-
terzuentwickeln. Die Gründung des DICO 
ist ein wesentlicher Schritt nach vorn“ be-
tont Manuela Mackert, Chief Compliance 
Officer der Deutschen Telekom AG und 
Sprecherin des DICO-Vorstandes. 

Weitere Informationen: DICO – Deutsches  Institut 

für Compliance  http://www.dico-ev.de/

KPMG-Studie zur Wirtschafts
kriminalität in Deutschland 2012

Nachricht vom 28.11.2012

Fast jedes vierte mittelständische Unterneh-
men war in den letzten zwei Jahren Opfer wirt-
schaftskrimineller Handlungen. Bei den befrag-
ten Großunternehmen war sogar mehr als die 
Hälfte betroffen. Jedes Jahr werden in Deutsch-
land knapp 675.000 wirtschaftskriminelle De-
likte begangen. Das Schadensausmaß ist hoch 
und liegt im Schnitt bei mehr als 300.000 Euro 
im Jahr pro betroffenem Unternehmen oder 
30.000 Euro pro Fall. 

Das hat eine Umfrage der Wirtschaftsprü-
fungs- und Beratungsgesellschaft KPMG 
unter 300 mittelständischen und 32 der 
100 größten Unternehmen in Deutsch-
land ergeben. 

Mittelstand unterschätzt die Gefahr 

Frank Hülsberg, Partner bei KPMG im Be-
reich Forensic: „Angesichts dieser Zahlen 

ist es umso alarmierender, dass vier von 
fünf Mittelständlern (83  Prozent) die Ge-
fahr durch Wirtschaftskriminalität für 
das eigene Unternehmen als gering bis 
sehr gering einschätzen und ebenso viele 
(81  Prozent) ihre Schutzmechanismen für 
ausreichend halten. Hier gibt es eine völ-
lig falsche Risikowahrnehmung.“

Und auch bezüglich der Gefahrenquel-
len stimmt die eigene Wahrnehmung 
nicht: Die Unternehmen vermuten als 
größte Gefahrenquelle Datendiebstahl/
Datenmissbrauch sowie die Verletzung 
von Schutz- und Urheberrechten. Tatsäch-
lich waren sie überwiegend von Delikten 
wie Diebstahl/Unterschlagung (65  Pro-
zent) sowie Betrug oder Untreue (37  Pro-
zent) betroffen. Fälle von Datendiebstahl 
und Datenmissbrauch sind hingegen auf 
31  Prozent zurückgegangen. Die Verlet-
zung von Schutz- und Urheberrechten 
liegt bei 17  Prozent. Der Anteil an Korrup-
tionsdelikten hat sich weiter reduziert auf 
jetzt 6  Prozent. 

In jedem zweiten Fall (48  Prozent) 
kommt der Täter aus dem eigenen Unter-
nehmen. „Vor allem in inhaber- und fami-
liengeführten Unternehmen gibt es eine 
Kultur des Vertrauens“, erklärt Frank Wel-
ler, Leiter des Bereichs Forensic bei KPMG. 
„Die Studie bestätigt unsere Erfahrung 
aus der Praxis, dass hier oft grundlegende 
Kontrollmechanismen wie die Funkti-
onstrennung oder das Vieraugenprinzip 
sträflich vernachlässigt werden. So ent-
wickeln sich häufig gerade jene Mitarbei-
ter zu einer Gefahr, auf die man sich in be-
sonderer Weise verlässt.“

Etwas anderes kommt hinzu: Die 
Hälfte der Delikte (49  Prozent) wird in 
mittelständischen Unternehmen nur zu-
fällig aufgedeckt. Die Aufklärung der Ta-
ten durch ein Internes Kontrollsystem ist 
dagegen stark rückläufig und liegt heute 
bei nur noch 40  Prozent. Frank Weller: 
„Oft sind die Kontrollstrukturen in mit-
telständischen Unternehmen nicht aus-
gereift. Dass diese gleichwohl keine nen-
nenswerten Investitionen in den Ausbau 
von Präventionsmaßnahmen planen, ist 
vor diesem Hintergrund bedenklich.“ 

Je größer das Unternehmen,  
desto höher das Risiko 

Die befragten großen Unternehmen in 
Deutschland haben vor allem mit Dieb-
stahl/Unterschlagung (32   Prozent), Be-
trug/Untreue (24  Prozent) und mit Geld-

wäsche-Delikten (17  Prozent) zu kämpfen. 
Am stärksten betroffen waren in den letz-
ten beiden Jahren die Bereiche Vertrieb 
und Lager/Logistik (jeweils 44  Prozent). 
Gut die Hälfte der Täter kommt aus dem 
Management. Dazu erklärt Frank Hüls-
berg: „Der ,typische‘ Täter ist auch hier 
oft lange im Unternehmen und zudem in 
der Hierarchie relativ weit oben. Er kennt 
die Prozesse ganz genau und kann Kon-
trollmechanismen dadurch viel leichter 
umgehen.“ 

Mit 33  Prozent nicht unerheblich ist in 
den großen Unternehmen zudem der An-
teil externer Täter wie zum Beispiel Liefe-
ranten und Kunden. Ein verbreitetes Tä-
terprofil ist bei den betroffenen Unterneh-
men das kollusive Zusammenwirken von 
internen und externen Akteuren. 

Anders als bei den mittelständischen 
Unternehmen stimmt die Risikowahr-
nehmung viel eher mit der am Gesamt-
schaden ausgemachten konkreten Bedro-
hung überein. Nur bei der Deliktart der 
Kartellrechtsverstöße ist das tatsächliche 
Risiko höher als von den Unternehmen 
angenommen. 

In den befragten großen Unternehmen 
erfolgte die Aufdeckung der Fälle überwie-
gend (78  Prozent) durch offene Hinweise 
von Unternehmensinternen. Als Sank-
tionen werden vor allem arbeitsrechtli-
che (83  Prozent) und strafrechtliche Kon-
sequenzen (67  Prozent) verhängt. Frank 
Hülsberg: „Neben den materiellen Schä-
den darf auch der Reputationsverlust 
nicht unterschätzt werden. Es ist daher 
eine elementare Führungsaufgabe, Fehl-
verhalten deutlich und sichtbar zu sank-
tionieren.“ 

Frank Weller erklärt abschließend: 
„Wir beobachten, dass der Umgang mit 
Wirtschaftskriminalität insbesondere 
bei Großunternehmen inzwischen auf 
der Agenda von Geschäftsführung und 
Vorstand fest verankert ist und auch von 
Aufsichtsräten zunehmend thematisiert 
wird. Das ist der richtige Ansatz. Die klei-
nen und mittleren Unternehmen bauen 
nach wie vor stark auf das Vertrauensprin-
zip und begeben sich damit in Gefahr.“

Weitere Informationen: KPMG http://www.kpmg.

de/Presse/34996.htm; Stefan Behringer: Compliance 

für KMU http://www.compliancedigital.de/ce/

compliance-fuer-kmu/search/behringer/target/

search/ebook.html; Praxisleitfaden für den 

Mittelstand, 2012; Dirk Ehlscheid/Brigitte Pfeiffer: 

Handbuch Geldwäscheprävention http://www.
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compliancedigital.de/ce/handbuch-

geldwaeschepraevention/search/ehlscheid/target/

search/ebook.html  Verschleierungstechniken – 

Normen und Institutionen – Länderrisiken, 2012 

Leitfaden Social Media  
in Unternehmen

Nachricht vom 27.11.2012

Der Hightech-Verband BITKOM hat eine Check-
liste zum Einsatz sozialer Medien in Unterneh-
men veröffentlicht. Die Hinweise reichen von 
strategischen Fragen über organisationale As-
pekte – wie das Governance, Risk und Compli-
ance Framework für sicheren Umgang mit So-
cial Media – bis hin zur Implementierung ent-
sprechender Tools und Erfolgsmessung. 

Laut BITKOM-Präsident Prof. Dieter Kempf 
nutzen viele Unternehmen die Wertschöp-
fungspotenziale sozialer Medien noch 
längst nicht aus. Social Media sei nicht 
nur ein Thema für Marketing und PR: Der 
nächste Schritt sei die Implementierung 
im Kundenservice, in der Produktent-
wicklung oder in der internen Kommuni-
kation. Kempf: „Der konsequente Einsatz 
sozialer Medien führt zu tief greifenden 
Veränderungen in den Unternehmen. Mit 
der Art der Kommunikation wandeln sich 
auch Strukturen und Prozesse in einer Or-
ganisation.“ 

Der „BITKOM Leitfaden Social Media“ 
zeigt entsprechende Lösungsansätze und 
Best Practice Beispiele. Er richtet sich in 
erster Linie an kleinere und mittelständi-
sche Unternehmen, die mit der Nutzung 
sozialer Medien beginnen oder diese aus-
bauen wollen. Der Leitfaden ist in der 
zweiten Auflage erschienen und steht kos-
tenlos auf der BITKOM-Webseite zur Ver-
fügung. 

Weitere Informationen und Download des 

Leitfadens: BITKOM http://www.bitkom.org/de/

publikationen/38337_73802.aspx

Familienunternehmen  
weiter auf Wachstumskurs 

Nachricht vom 23.11.2012

Deutschlands Familienunternehmen sind bis-
lang gut durch die Eurokrise gekommen und 
sehen sich langfristig auf einem stetigen Wachs-

tumskurs. In den vergangenen zwölf Monaten 
haben fast vier von fünf deutschen Familienun-
ternehmen ihren Umsatz gesteigert, nur jedes 
zehnte musste einen Erlösrückgang hinnehmen. 

Damit haben sich die Betriebe hierzu-
lande deutlich besser geschlagen als die 
Familienunternehmen weltweit, von de-
nen nur 65  Prozent über Zuwächse be-
richten, jedoch fast 20  Prozent über Um-
satzeinbußen, wie aus der Studie „Die Zu-
kunft von Familienunternehmen – der 
Kern der Wirtschaft“ der Wirtschaftsprü-
fungs- und Beratungsgesellschaft PwC 
hervorgeht. Die Studie basiert auf dem 
„Global Family Business Survey 2012“, 
den PwC zum vierten Mal nach 2006, 2008 
und 2010 erhoben hat. An der weltweiten 
Umfrage im Sommer 2012 beteiligten sich 
rund 2.000 Familienunternehmen, dar-
unter 100 aus Deutschland. 

Mit Aussicht auf die kommenden zwölf 
Monate zeigen sich die Befragten im In- 
und Ausland annähernd gleich zuver-
sichtlich, wobei die deutschen Betriebe 
eher ein stetiges Wachstum (82  Prozent) 
als einen sprunghaften Umsatzanstieg 
(3  Prozent) prognostizieren. 

„Für das gute Abschneiden deutscher 
Familienunternehmen gibt es mehrere 
Gründe. Wesentlich ist die langfristige, 
meist generationenübergreifende Aus-
richtung, die das Selbstverständnis der 
Unternehmen in Deutschland weitaus 
stärker prägt als im weltweiten Durch-
schnitt. Hinzu kommen ihre Flexibilität, 
Innovationskraft und die stärkere regio-
nale Diversifizierung, die deutsche Fami-
lienunternehmen unabhängiger von der 
Konjunkturentwicklung in einzelnen Re-
gionen macht“, kommentiert Dr. Peter 
Bartels, PwC-Vorstand und Leiter des Be-
reichs Familienunternehmen und Mittel-
stand. 

So erzielen aktuell schon 82  Prozent 
der deutschen Familienunternehmen ei-
nen Teil ihrer Umsätze im Ausland. Welt-
weit sind es nur 67  Prozent. In fünf Jahren 
planen lediglich 14  Prozent, ausschließ-
lich in Deutschland aktiv zu sein (welt-
weit 26  Prozent). 

Fachkräftemangel  
macht zunehmend Sorgen 

Die wichtigste Herausforderung, der sich 
Familienunternehmen nach eigener Ein-
schätzung gegenüber sehen, ist der Fach-
kräftemangel. Diesen Aspekt nennen 

mittlerweile 47  Prozent der Befragten ge-
genüber 38  Prozent in der Vorgängerstu-
die von 2010. Neu auf der Agenda steht die 
Unsicherheit über die Zukunft der Euro-
zone, die 31  Prozent der deutschen Fami-
lienunternehmen beschäftigt. 

Externe Manager  
sind selten Anteilseigner 

Ein für die Zukunftsfähigkeit von Fami-
lienunternehmen wesentlicher Aspekt 
ist die Einbindung familienfremder Füh-
rungskräfte: Sechs von zehn Familienun-
ternehmen in Deutschland vertrauen auf 
die Expertise externer Manager in der Ge-
schäftsführung, und in gut jedem fünf-
ten Unternehmen überlässt die Familie 
das operative Geschäft sogar vollständig 
externen Führungskräften.

Auf der Eigentümerseite bleiben die Fa-
milien jedoch lieber unter sich. Nur bei 
jedem zehnten deutschen Familienunter-
nehmen halten externe Manager Gesell-
schaftsanteile, während weltweit 27  Pro-
zent der Befragten Anteile an familien-
fremde Führungskräfte überschrieben 
haben. Zumindest mittelfristig dürfte 
sich an der Trennung zwischen operati-
ver Führung und Eigentum hierzulande 
auch wenig ändern: Lediglich rund jedes 
neunte Familienunternehmen erwägt, fa-
milienfremde Manager in den kommen-
den Jahren zu beteiligen. 

Auf Konflikte vorbereitet 

Vergleichsweise gut aufgestellt sind die 
deutschen Familienunternehmen demge-
genüber bei der Konfliktprävention. Fast 
70  Prozent der Befragten haben Gesell-
schaftervereinbarungen getroffen, wäh-
rend dies nur für 49  Prozent der Unter-
nehmen weltweit gilt. Auf einen externen 
Mediator können sich im Ernstfall immer-
hin 37  Prozent der deutschen Familienun-
ternehmen stützen (weltweit: 24  Prozent). 

Enttäuscht von der Politik 

Zu wenig Unterstützung erfahren die 
deutschen Familienunternehmen nach ei-
gener Einschätzung von der Politik bzw. 
dem Staat: Nur jeder vierte Befragte sieht 
die Bedeutung der Familienbetriebe ins-
gesamt ausreichend gewürdigt, und nicht 
einmal jeder zehnte Befragte glaubt, dass 
die Politik ihr Bestes für Familienunter-
nehmen tut. Die Notwendigkeit, konti-
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nuierlich innovativ zu sein, sehen 62  Pro-
zent der Familienunternehmen als eine 
zentrale Herausforderung in den nächs-
ten fünf Jahren. Hier erwarten die Un-
ternehmen eine stärkere Unterstützung. 
Doch auch beim Bürokratieabbau und 
der Erbschaft- und Vermögenssteuerdis-
kussion ist der Staat in der Pflicht. 

Weitere Informationen und Download der Studie: 

PwC http://www.pwc.de/de/pressemitteilungen/2012/

familienunternehmen-auf-wachstumskurs-politik-

staerker-gefordert.jhtml

Wirtschaftskriminalität schädigt 
drei von vier Finanzdienstleistern

Nachricht vom 20.11.2012

Fast drei Viertel der deutschen Finanzdienstleis-
ter sind in den Jahren 2009 bis 2011 von Wirt-
schaftskriminellen geschädigt worden. Damit ist 
der Anteil der betroffenen Unternehmen im Ver-
gleich zum Zeitraum 2007/2008 um annähernd 
zehn  Prozentpunkte gestiegen. Dies geht aus 
der Branchenauswertung „Wirtschaftskrimina-
lität – Banken und andere Finanzdienstleister“ 
der Wirtschaftsprüfungs- und Beratungsgesell-
schaft PwC und der Universität Halle-Witten-
berg hervor. 

Damit weist die Studie für den Finanzsek-
tor eine weit überdurchschnittliche Kri-
minalitätsbelastung aus: Branchenüber-
greifend waren von 2009 bis 2011 nur 
durchschnittlich gut die Hälfte der Un-
ternehmen (52  Prozent) in den vergange-
nen zwei Jahren mindestens einmal Opfer 
einer wirtschaftskriminellen Handlung. 
Wird neben den eindeutigen Straftaten 
auch das so genannte Dunkelfeld der 
konkreten Verdachtsfälle berücksichtigt, 
steigt der Anteil der Geschädigten in der 
Finanzdienstleistungsbranche sogar auf 
86  Prozent. Für die sechste Studie zur 
Wirtschaftskriminalität wurden im Som-
mer 2011 deutschlandweit 830 Unterneh-
men befragt, darunter 79 aus dem Finanz-
sektor (ohne Versicherungen). 

Geldwäsche wird häufiger entdeckt 

Für den Banken- und Finanzdienstleis-
tungssektor typische Wirtschaftsstrafta-
ten sind Vermögensdelikte (beispielsweise 
Betrug und Unterschlagung), Geldwäsche 
und Falschbilanzierung. Von Vermögens-

delikten waren 53  Prozent der Befragten 
betroffen gegenüber 58  Prozent in den 
Jahren 2006/2007. 

Ein signifikanter Anstieg ist hinge-
gen bei der Geldwäsche (von 37  Prozent 
auf 43  Prozent) und vor allem der Falsch-
bilanzierung (von 10  Prozent auf 18  Pro-
zent) festzustellen. Laut PwC haben einige 
Firmenkunden im Zuge der Finanzmarkt-
krise offenbar ihre Bilanzen manipuliert, 
um Kreditzusagen zu erhalten. Die Zu-
nahme der Geldwäschedelikte sei demge-
genüber in erster Linie auf das sogenannte 
Kontrollparadox zurückzuführen sein: 
Wegen der verschärften regulatorischen 
und gesetzlichen Anforderungen hätten 
die Finanzdienstleister verdächtige Geld-
bewegungen intensiver untersucht und 
entsprechend mehr Straftaten aufgedeckt 
als in der Vergangenheit. 

Schadensmanagement belastet stark 

Die höhere Zahl der Wirtschaftsdelikte 
in der Finanzbranche geht einher mit ei-
nem Anstieg der finanziellen Schäden. Be-
zifferten die Banken und Finanzdienstleis-
ter ihre Schadensbelastung im Jahr 2007 
auf durchschnittlich knapp 2,4 Millio-
nen Euro, waren es 2011 über 5,5 Millio-
nen Euro. Besonders hohe direkte Kosten 
sind mit Vermögensdelikten verbunden. 
Banken, die von Unterschlagung, Betrug 
oder ähnlichen Straftaten betroffen wa-
ren, berichten über eine Schadenshöhe je 
Vermögensdelikt von mehr als 6,8 Millio-
nen Euro. 

Zu den direkten Schäden durch Wirt-
schaftsstraftaten müssen allerdings noch 
die nur schwer messbaren indirekten Fol-
gekosten addiert werden. Die Manage-
mentkosten für Geldwäschedelikte bezif-
fern die betroffenen Institute im Durch-
schnitt auf knapp 100.000 Euro, für 
Vermögensdelikte wendeten die Befrag-
ten rund 160.000 Euro und für Fälle von 
Falschbilanzierung sogar durchschnitt-
lich fast 490.000 Euro auf. 

Jenseits der materiellen Belastungen 
müssen sich die Finanzdienstleister auch 
mit immateriellen Folgeschäden der Wirt-
schaftskriminalität auseinandersetzen. 
So berichten fast 40  Prozent der Unter-
nehmen über einen signifikanten Image-
verlust, gut jedes dritte Institut sieht die 
Beziehungen zu Geschäftspartnern in 
Folge der bekannt gewordenen Delikte be-
einträchtigt und knapp 30  Prozent auch 
das Verhältnis zu den Behörden. 

Vier Augen sehen mehr 

Obwohl der Finanzsektor einem stren-
gen Regelwerk und einem komplexen in-
ternen und externen Aufsichtssystem un-
terliegt, wurden fast drei Viertel der gra-
vierendsten Delikte der vergangenen zwei 
Jahre eher zufällig entdeckt. Diese Quote 
entspricht in etwa dem Durchschnitt al-
ler Branchen. 

Die befragten Finanzdienstleister se-
hen am häufigsten Defizite bei einer ver-
gleichsweise einfachen Präventionsmaß-
nahme: 41  Prozent kritisieren, dass das 
Vier-Augen-Prinzip in ihrem Unterneh-
men nicht oder zumindest nicht immer 
greift. Dabei könne der „zweite Blick“ et-
liche Täter entlarven, denn an fast jedem 
zweiten aufgedeckten Delikt in der Fi-
nanzbranche seien die eigenen Mitarbei-
ter beteiligt. 

Weitere Informationen: PwC http://www.pwc.de/de/

pressemitteilungen/2012/wirtschaftskriminalitaet-

schaedigt-drei-von-vier-finanzdienstleistern.jhtml; 

Dr. Dirk Ehlscheid und Brigitte Pfeiffer: Handbuch 

Geldwäscheprävention http://www.

compliancedigital.de/ce/handbuch-

geldwaeschepraevention/ebook.html 

Verschleierungstechniken – Normen und 

Institutionen – Länderrisiken, 2012

CSR-Kommunikation: Selbstver-
ständnis und Rahmenbedin
gungen noch in der Entwicklung

Nachricht vom 19.11.2012

Gesellschaftliche Verantwortung spielt im Selbst-
verständnis deutscher Unternehmen eine große 
Rolle. Doch viele tun sich schwer damit, die dafür 
notwendigen Kommunikationsstrukturen auf-
zubauen. Mehr noch: Das Potenzial eines ganz-
heitlichen Kommunikationsmanagements wird 
kaum gewinnbringend genutzt. Weder in Bezug 
auf die Gestaltung der organisatorischen Rah-
menbedingungen, noch mit Blick auf die Umset-
zung erforderlicher Vorgehensweisen in der CSR-
Kommunikation. 

Zu diesem Ergebnis kommt eine Stu-
die zur Corporate Social Responsibility-
Kommunikation, die die Universität Leip-
zig mit Unterstützung des Arbeitskreises 
CSR-Kommunikation der Deutschen Pub-
lic Relations Gesellschaft (DPRG) und mes-
sagepool Nachhaltigkeitskommunikation 
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durchgeführt hat. Die Ergebnisse stützen 
sich auf Aussagen von 103 Führungskräf-
ten mit Verantwortung für Nachhaltig-
keitskommunikation. 

Erstmals wird damit umfassend auf-
gezeigt, wie deutsche Unternehmen aller 
Größenordnungen mit CSR-Kommunika-
tion umgehen. Laut Professor Dr. Ansgar 
Zerfaß von der Universität Leipzig werde 
die strategische Bedeutung von CSR-Kom-
munikation mittlerweile durchweg er-
kannt. In drei von vier Unternehmen be-
kenne sich das Top-Management zur 
Kommunikation mit Stakeholdern im ge-
sellschaftlichen Umfeld. Aber nur 64  Pro-
zent der Befragten würden den Dialog 
mit ihren Kunden, Zulieferern und Mit-
arbeitern nutzen, um die CSR-Strategie 
und letztlich die Unternehmensstrategie 
mitzugestalten. Eine Wesentlichkeitsana-
lyse – zentrales Element einer glaubwürdi-
gen Nachhaltigkeitskommunikation – ge-
hört bei den befragten Organisationen so-
mit noch nicht zur gängigen Praxis. „Nur 
weniger als ein Viertel der Unternehmen 
haben bis heute Standards erarbeitet, die 
festschreiben, wie mit Stakeholdern ko-
operiert werden soll, um sich die „license 
to operate“ zu sichern“, so Zerfaß.

Deutlich öfter wird die Meinung vertre-
ten, dass CSR-Kommunikation keine stra-
tegische, sondern eine taktische Rolle hat. 
Das bedeutet konkret, dass Kommunikato-
ren zwar die intern definierten CSR-Ziele 
bekannt machen. Aber dass sie nicht in 
eine kritische, proaktive Auseinanderset-
zung mit Anspruchsgruppen gehen, um 
neue Ansätze für sozialere oder ökologi-
schere Strukturen zu entwickeln. CSR-
Kommunikatoren beschränken sich der 
Umfrage zufolge häufig immer noch auf 
die Vermittlung von Informationen. Sie 
gestalten noch wenig mit. Vordenker aus 
Fachkreisen sehen diese Handlungsweise 
kritisch: „Bei CSR-Kommunikation geht es 
nicht primär um Aufbau von Image und 
Reputation als Selbstzweck. Aufgabe ist es, 
Legitimation in der Öffentlichkeit herzu-
stellen“, kommentiert Martina Hoffhaus, 
Vorsitzende des DPRG-Arbeitskreises CSR-
Kommunikation und Geschäftsführerin 
von messagepool Nachhaltigkeitskom-
munikation, die Ergebnisse der Studie. 
„Ein ganzheitliches Verständnis von CSR 
und eine Einbindung von Kommunikati-
onsprofis in den strategischen Prozess – 
also von der Analyse der Chancen und Ri-
siken über die Strategiedefinition bis zur 
Umsetzung von Stakeholderdialogen und 

Nachhaltigkeitsberichten – ist heute un-
verzichtbar.“ 

Optimierungspotenzial erkennt die 
Universität Leipzig auch bei der Erfolgs-
kontrolle. Nur 23  Prozent der befragten 
Unternehmen haben Erfolgskennzahlen 
für die CSR-Kommunikation definiert und 
knapp 40  Prozent führen Audits durch, 
um diese ganzheitlich zu evaluieren. 

Weitere Informationen: Deutsche Public Relations 

Gesellschaft (DPRG) http://www.dprg.de/Meldungen/

Studie-zeigt-Status-quo-und-Handlungsbedarf-auf-

Selbstver-staendnis-und-Rahmenbedingungen-noch-

in-der-Entwicklung/715

Regulierung hält  
Kreditinstitute in Atem 

Nachricht vom 16.11.2012

94  Prozent der Entscheider in Kreditinstituten 
sehen die Bankenregulierung als größte Her-
ausforderung für die kommenden drei Jahre. 
Vor allem Basel III und die MaRisk machen ih-
nen zu schaffen. Durch die strengeren Auflagen 
der Regulierer müssen fast ebenso viele Kredit-
institute (93  Prozent) ihre IT und ihre Geschäfts-
prozesse stärker standardisieren. Das zeigt die 
Studie „Branchenkompass 2012 Kreditinstitute“ 
von Steria Mummert Consulting in Zusammen-
arbeit mit dem F.A.Z.-Institut. Die Studie wurde 
in diesem Jahr bereits zum zehnten Mal durch-
geführt. 

Den Ergebnissen zufolge hat sich die Stim-
mung aufgehellt. Nach dem Zehnjahres-
tief 2011 blicken die Banken in Deutsch-
land und Österreich wieder etwas zu-
versichtlicher in die Zukunft. Vor allem 
unter den Kreditbanken seien einige Op-
timisten zu finden – nur 29  Prozent von 
ihnen glauben an eine schlechtere Zu-
kunft als in der Gesamtwirtschaft. Insge-
samt haben aber weiterhin die Pessimis-
ten das Sagen: 36  Prozent der Befragten 
schätzen die Entwicklung der Bankbran-
che als schlechter ein als die der Gesamt-
wirtschaft. Weitere 27  Prozent halten die 
Zukunft für völlig ungewiss. 

Dabei sind vor allem schärfere Regu-
lierungen und Bankenaufsicht Gründe 
für den weiterhin eingetrübten und un-
sicheren Ausblick. 94  Prozent der Ban-
ken sehen diese Themen als größte Her-
ausforderung für das eigene Haus. Dies 
ist der höchste Wert in der zehnjährigen 

Historie des Branchenkompasses. Auf den 
zweiten Platz der bedeutendsten Schwie-
rigkeiten wählen die Banker Kostenbelas-
tungen. Drei Viertel der Befragten stehen 
vor der Aufgabe, Kosten senken zu müs-
sen. Anschließend folgen erneut gesetzli-
che Auflagen: 74  Prozent sehen das unter 
anderem in den MaRisk regulierte Risi-
komanagement als Problem der Zukunft 
vor Vertriebs- und Kundenmanagement. 
Der Wettbewerb steht immerhin noch auf 
dem fünften Rang der Aufgaben. 

Unter den Herausforderungen durch 
stärkere Regulierung hat vor allem Ba-
sel  III an Bedeutung gewonnen. 88  Pro-
zent der Banker wählen die Kapitalricht-
linie auf den ersten Platz der Themen, die 
umfangreiche Investitionen im eigenen 
Institut erfordern. Der Wert stieg damit 
im Vergleich zum vergangenen Jahr um 
22  Prozentpunkte an. Auf Platz zwei fol-
gen die neuen Liquiditätskennzahlen (LCR 
und NSFR) nach Basel III. Schon zum Start 
des Branchenkompasses 2002 war Basel – 
damals noch in der zweiten Version – be-
herrschendes Thema. Als Problem sahen 
es damals aber nur 23  Prozent. Heute ist 
Basel  III ein deutlich stärkeres Thema. Die 
nach der Finanzkrise deutlich verschärfte 
Richtlinie steht nun kurz vor ihrem In-
krafttreten zum Jahresbeginn 2013. 

Damit jedoch noch nicht genug. Die 
Branche sieht sich einem ganzen Strauß 
von Regulierungen und Gesetzen ge-
genüber. Die Überarbeitung der MaRisk 
(BA) folgt auf Platz drei und bedeutet für 
75  Prozent erhöhten Investitions- und 
Anpassungsbedarf. Und auch SEPA und  
MiFID II erfordern bei etwa jedem sechs-
ten Kreditinstitut weitere Investitionen. 

Die Erfüllung dieser aufsichtsrechtli-
chen Vorgaben erfordert derzeit umfang-
reiche Mittel. Die befragten Entscheider 
geben an, etwa 18,4  Prozent ihrer Gesam-
tinvestitionen für das Meldewesen und 
die Gesamtbanksteuerung aufwenden zu 
wollen, bei den Kreditbanken sind es sogar 
20,4  Prozent. Höhere Investitionen tätigen 
die Unternehmen nur noch im Vertrieb 
und Kundenmanagement (29,1  Prozent). 
Für das Geschäftsprozessmanagement ste-
hen dagegen mit 16,2  Prozent weniger Mit-
tel als im Vorjahr zur Verfügung. 

Kostendruck und die durch die Regu-
lierungen gestiegenen Anforderungen 
an das Meldewesen führen darüber hin-
aus zu mehr Bestrebungen in der Stan-
dardisierung. 93  Prozent der befragten 
Entscheider wollen ihre IT sowie ihre 
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Prozesse standardisieren und dadurch ef-
fizienter machen. Um diese Herausforde-
rung zu meistern, erwarten 70  Prozent 
der Befragten, dass kleinere Banken bei 
IT und Prozessen stärker mit großen Kre-
ditinstituten kooperieren müssen. 

Weitere Informationen: Steria Mummert 

Consulting http://www.steria.com/de/presse/

presseinformationen/press-releases-detail/article/

banken-studie-regulierung-haelt-kreditinstitute-in-

atem/

DIHK-Report zur  
Unternehmensnachfolge

Nachricht vom 15.11.2012

Die demografische Entwicklung, Qualifikations-
mängel, Finanzierungsprobleme und die erneute 
Diskussion um die Erbschaftsteuer erschweren 
nach einer aktuellen Umfrage des Deutschen In-
dustrie- und Handelskammertages (DIHK) den 
Generationswechsel in deutschen Betrieben. 

„Die Diskussion um die Erbschaftsteuer 
sorgt für erhebliche Verunsicherung im 
Mittelstand“, kommentierte DIHK-Präsi-
dent Hans Heinrich Driftmann den jüngs-
ten DIHK-Report zur Unternehmensnach-
folge gegenüber der Tageszeitung „Die 
Welt“. Er warnte: „Sollte es zu Verschär-
fungen kommen, wären rund 18.000 Un-
ternehmen mit bis zu 100.000 Arbeitsplät-
zen gefährdet – und das Jahr für Jahr.“ 

Grundlage für die DIHK-Studie sind die 
Erfahrungsberichte der Unternehmens-
nachfolge-Berater in den 80 Industrie- und 
Handelskammern (IHKs) sowie eine statis-
tische Auswertung des IHK-Service zur Un-
ternehmensnachfolge. Insgesamt basiert 
der 2012er-Report auf mehr als 20.000 
Kontakten. 

Er zeigt, dass Steuerfragen nicht die 
einzigen Hürden bei der Übergabe von Be-
trieben sind. Die Unternehmensnachfolge 
werde laut DIHK zu einer immer größe-
ren Herausforderung für den Mittelstand. 
Schon heute würden vier von zehn Unter-
nehmen keinen passenden Nachfolger 
finden. 

Gründe liegen der Studie zufolge in 
der vergeblichen Suche nach qualifizier-
ten Nachfolgern beziehungsweise passen-
den Betrieben, aber auch darin, dass der 
komplexe Prozess der Übernahme oft un-
terschätzt wird. Zudem hätten 56  Prozent 
der Existenzgründer Schwierigkeiten, die 

Finanzierung der Betriebsübernahme zu 
stemmen. 

Weitere Informationen und Download der Studie: 

DIHK http://www.dihk.de/presse/meldungen/2012-

11-15-nachfolgereport; Schlecht & Partner/Taylor 

Wessing (Hrsg.): Unternehmensnachfolge http://

www.compliancedigital.de/ce/

unternehmensnachfolge/search/

unternehmensnachfolge/target/search/ebook.html 

Handbuch für die Praxis, 2010 

Fachgruppe „Compliance“  
des BUJ zu finanziellen Anreizen 
für Whistleblower durch  
EU-Mitgliedsstaaten 

Nachricht vom 13.11.2012

Die Fachgruppe „Compliance“ innerhalb des Bun-
desverbandes der Unternehmensjuristen (BUJ) 
nimmt einen Zeitungsbericht des deutschen Han-
delsblatts vom 25. Oktober 2012 http://www.han-
delsblatt.com/politik/international/wirtschafts-
kriminalitaet-eu-kommission-will-whistleblower-
praemie-einfuehren/7301992.html zum Anlass, 
zu den dort berichteten Plänen der EU-Kommis-
sion, wonach die Mitgliedstaaten künftig finan-
zielle Anreize für sogenannte Whistleblower aus-
loben sollen, eine Stellungnahme abzugeben. 

Die Fachgruppe begrüßt und unterstützt 
jegliche Maßnahmen der EU-Kommis-
sion, welche geeignet sind, das legitime 
Ziel der Etablierung „guter Unterneh-
mensführung“ herbeizuführen und so ge-
setzeswidriges Handeln einzelner Unter-
nehmensmitarbeiter zu unterbinden bzw. 
entsprechende Anreizsysteme für Unter-
nehmen zu schaffen. Dies gilt auch für die 
wichtige Förderung des Schutzes von Mit-
arbeitern und Dritten, die in gutem Glau-
ben das Unternehmen auf mögliche Miss-
stände hinweisen. 

Die Auslobung finanzieller Anreize für 
Personen, die gegenüber den Ermittlungs-
behörden „besonders wichtige Informati-
onen über mögliche Verstöße“ bereitstel-
len, hält die Fachgruppe jedoch für kein 
solchermaßen geeignetes Mittel, sondern 
sieht in ihr vielmehr die Gefahr, die Maß-
nahmen der Wirtschaft zur Umsetzung 
wirksamer Compliance zu konterkarieren. 

Heute hätten viele deutsche Unterneh-
men mit erheblichem personellem und 
wirtschaftlichem Aufwand verbundene 
Compliance-Maßnahmen unternommen, 
um gesetzeswidriges Verhalten innerhalb 

der Unternehmen bestmöglich zu unter-
binden. Auch seien vielfach compliancebe-
zogene Meldewege wie etwa Hotlines oder 
Ombudsmann-Systeme eingerichtet wor-
den, die es Hinweisgebern ermöglichen, 
auf Wunsch auch anonym und daher ohne 
eigenes Risiko Fehlverhalten an das Unter-
nehmen zu melden. In dieselbe Richtung 
gingen ferner die Anstrengungen der Un-
ternehmen, einen effektiven Schutz von 
Hinweisgebern vor Vergeltungsmaßnah-
men zu etablieren. Zeugnis dieser Entwick-
lung sei nicht zuletzt die durch Unabhän-
gigkeit und direkte Berichtswege an die 
Unternehmensleitung geprägte enorme 
Aufwertung der Compliance-Organisation 
innerhalb der Unternehmen selbst. 

Für den fortwährenden Erfolg der dort 
beschäftigten Personen sei es jedoch un-
erlässlich, dass sie auch zukünftig für 
präventive und reaktive Maßnahmen 
zur Einhaltung allgemeingültiger Stan-
dards erkennbar verantwortlich zeich-
nen. Dies umfasse vor allem, dass sie wei-
terhin primärer Ansprechpartner für die 
Meldung etwaiger Gesetzesverstöße sind 
(was die Verwendung anonymer Melde-
systeme oder die Einschaltung eines ex-
ternen Ombudsmannes umfasst). Nur so 
könne sichergestellt werden, dass die stän-
digen Kommunikations- und Schulungs-
maßnahmen, welche zum elementaren 
Bestandteil der Compliance-Tätigkeit ge-
hören, nachhaltig wirken. 

Finanzielle Anreize, Verstöße einzelner 
Mitarbeiter künftig direkt an die Ermitt-
lungsbehörden weiterzugeben, bergen 
der Fachgruppe zufolge die ernstzuneh-
mende Gefahr, dass Compliance-Abteilun-
gen zu einem wirkungslosen Verwaltungs-
apparat degradiert werden, und dass die 
besonders effiziente interne Bereinigung 
von gemeldetem Fehlverhalten durch das 
Unternehmen selbst in vielen Fällen nicht 
mehr erfolgen kann. Dies könne nicht im 
Sinne der Ermittlungsbehörden sowie der 
Gerichte sein, schätzen sie die Compliance-
Verantwortlichen doch meist als auf Trans-
parenz bedachte und somit wertvolle An-
sprechpartner bei der Aufdeckung etwai-
ger Ordnungswidrigkeiten und Straftaten. 

Zu beachten sei ferner, dass die all-
seits als wertvoll und sachgerecht ange-
sehenen Kronzeugenregelungen – insbe-
sondere im Bereich der Kartellverfahren, 
gerade im Zuständigkeitsbereich der EU-
Kommission – weitgehend leerlaufen wür-
den, wenn die Unternehmen keine eige-
nen Informationszuträger mehr hätten. 
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Auch ein Blick in die USA führt laut der 
Stellungnahme der Fachgruppe zu keiner 
anderen Einschätzung: Mit Section 922 
des sogenannten Dodd Frank Act wurde 
dort ein Belohnungssystem für Hinweis-
geber etabliert, das mit den hier zu dis-
kutierenden Vorschlägen vergleichbar ist. 
Hierzu liegen noch keine belastbaren Ana-
lysen vor, ob diese Regelung überhaupt 
wirksam ist. Zudem hätten sich auch in 
den USA sich zahlreiche Verbände, Unter-
nehmen und Fachexperten gegen die Ein-
führung finanzieller Anreizsysteme für 
Whistleblower ausgesprochen. 

Letztlich verweist die Fachgruppe auf 
die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in 
Deutschland zu den Loyalitäts- und Treue-
pflichten des Arbeitnehmers, wonach Vor-
schläge wie der von der EU-Kommission 
unterbreitete mit nationalem Recht kol-
lidieren und somit für den betroffenen 
Mitarbeiter eine rechtliche Unsicherheit 
schaffen könnten. 

Die Fachgruppe „Compliance“ des BUJ 
bittet die EU-Kommission, ihre Vorschläge 
noch einmal zu überdenken.

Download der Stellungnahme vom 08. November 

2012: BUJ http://www.buj.net/fileadmin/user_

upload/images/Download/Stellungnahme_BUJ_zu_

Anreizsystemen_fuer_Whistleblower.pdf

Informationssicherheits
management als Leitungsaufgabe

Nachricht vom 09.11.2012

Effizienzsteigerung aufgrund der Herausforde-
rungen globaler Märkte erfordern nicht nur Ge-
schäftsprozessoptimierung, sondern auch abge-
sicherte Informationen. Das Management der 
Informationssicherheit ist Leitungsverantwor-
tung. Mit einem kostenlosen Praxisleitfaden für 
Manager stellt der Bundesverband IT-Sicher-
heit e.V. (TeleTrusT) eine praxisgerechte Anlei-
tung für das Management der Informationssi-
cherheit zur Verfügung. Ausgerichtet am Ziel 
ganzheitlicher und nachhaltiger Informations-
sicherheit werden insbesondere die Themen Com-
pliance-, Risikomanagement und Business Conti-
nuity Management behandelt. 

Prozesse für Sicherheitsmaßnahmen und 
Schadensbegrenzung müssen insbeson-
dere unter Kostengesichtspunkten so ge-
staltet sein, dass ein optimales Schutzni-
veau im Verhältnis zum Gesamtwert der zu 
schützenden Informationen gegeben ist. 

Die Publikation wurde in der Tele-
TrusT-Arbeitsgruppe „Informationssi-
cherheitsmanagement“ erarbeitet. 

Weitere Informationen und Download des 

Praxisleitfadens: TeleTrusT http://www.teletrust.de/

publikationen/broschueren/is-management/

Geldwäschegesetz erfasst  
künftig auch Online-Glücksspiele

Nachricht vom 08.11.2012

Online-Glücksspiele werden in die Regelungen 
zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terroris-
musfinanzierung einbezogen. Der Finanzaus-
schuss stimmte am 07. November 2012 mit der 
Mehrheit der Koalitionsfraktionen CDU/CSU 
und FDP dem von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung 
des Geldwäschegesetzes (17/10745) nach Einfü-
gung einiger Änderungen zu. Die Oppositions-
fraktionen SPD, Die Linke und Bündnis 90/Die 
Grünen enthielten sich. 

Ein Antrag der SPD-Fraktion wurde von 
den Koalitionsfraktionen abgelehnt. Nach 
dem Beschluss sind für Branchen, bei de-
nen ein erhöhtes Risiko besteht, dass sie 
für Geldwäsche missbraucht werden, be-
sondere Sorgfaltspflichten vorgesehen. 
So müssen Anbieter von Glücksspielen 
im Internet einen Geldwäschebeauftrag-
ten bestellen. Zahlungsflüsse von und auf 
Spielkonten sollen durch ein EDV-gestütz-
tes Monitoring-System geprüft werden, so 
dass „anhand bestimmter Kriterien und 
Indizien sowie bei der systemischen Fest-
stellung eines als auffällig eingestuften 
Verhaltens dem Verpflichteten und des-
sen Geldwäschebeauftragten eine sofor-
tige Reaktion ermöglicht“ wird. Manu-
elle Recherchemaßnahmen würden nicht 
ausreichen. Für die Zulassung zum On-
line-Spielbetrieb genügt nicht allein die 
Registrierung bei einem Zahlungsdienst-
leister, sondern die Spieler müssen ein auf 
ihren Namen lautendes Konto beim Spiel-
veranstalter einrichten. Per Änderungsan-
trag wurden online-spezifische Vorgaben 
zur Identifizierung und Verifizierung des 
Spielers eingefügt. 

Die Unionsfraktion äußerte sich erfreut, 
dass die Bundesregierung so schnell tätig 
geworden sei. Der Markt für Online-Glücks-
spiele wachse sehr schnell. Die von der Op-
position vorgeschlagene Aufnahme von 

Spielhallen in den Gesetzentwurf würde 
verfassungsrechtliche Probleme mit sich 
bringen, da die Beaufsichtigung von Spiel-
hallen Sache der Bundesländer sei.

Für die SPD-Fraktion handelt es sich 
beim Online-Glücksspiel nicht um eine 
Dienstleistung, sondern um eine „eher 
problematische Auswucherung des Inter-
nets“. Es sei „höchste Eisenbahn“ für eine 
Regulierung in diesem Bereich. Der Spre-
cher der SPD-Fraktion forderte außerdem 
die Einbeziehung von Spielhallen in die 
Regelungen gegen Geldwäsche. Ähnlich 
äußerte sich der Sprecher der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. 

Die FDP-Fraktion erwiderte, das Inter-
net könne nur begrenzt reguliert werden. 
Es liege außerdem grundsätzlich in der 
Natur des Menschen, zu spielen. Daher 
komme es auch zu Online-Glücksspielen. 
Und da sei es besser, den Spieltrieb in den 
regulierten Bereich zu leiten statt in den 
unregulierten. 

Die Linksfraktion begrüßte die Schlie-
ßung von Gesetzeslücken, wies aber da-
rauf hin, dass es so gut wie keinen deut-
schen Markt für Online-Glücksspiele gebe. 
Es gebe fast nur illegale Bereiche. Daher er-
warte man von der Regulierung nicht viel. 
Sie kritisierte ebenfalls, dass die Beaufsich-
tigung von Spielhallen nicht durch das Ge-
setz gedeckt werde. Der Sprecher zog das 
Fazit, dass das Geldwäschegesetz 20 Jahre 
nach seinem Inkrafttreten immer noch 
nicht richtig umgesetzt werde. 

Weitere Informationen: Deutscher Bundestag 

http://www.bundestag.de/presse/hib/2012_11/2012_ 

500/02.html; Dr. Dirk Ehlscheid und Brigitte  

Pfeiffer: Handbuch Geldwäscheprävention http://

www.compliancedigital.de/ce/handbuch-

geldwaeschepraevention/ebook.html 

Verschleierungstechniken – Normen und 

Institutionen – Länderrisiken, 2012

Neugefasster IDW PS 970 zu  
Prüfungen nach dem Erneuerbare- 
Energien-Gesetz

Nachricht vom 01.11.2012

Die Neufassung wurde aufgrund des Gesetzes 
zur Neuregelung des Rechtsrahmens für die För-
derung der Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien vom 28. Juli 2011 erforderlich. Im Ver-
gleich zum Entwurf der Neufassung berücksich-
tigt der endgültige IDW PS 970 folgende Ände-
rungen: 
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ff Berücksichtigung des Gesetzes zur Än-
derung des Rechtsrahmens für Strom 
aus solarer Strahlungsenergie und zu 
weiteren Änderungen im Recht der er-
neuerbaren Energien vom 17. August 
2012 

ff Berücksichtigung des aktuellen Merk-
blatts des Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle (BAFA) zur beson-
deren Ausgleichsregelung der §§ 40 ff. 
EEG 

ff Ergänzungen im Zusammenhang mit 
der internationalen Wettbewerbslage 
und dem räumlichen Zusammenhang 
der Entnahmepunkte bei Prüfungen 
nach § 41 Abs. 2 EEG 

ff Ergänzungen im Zusammenhang mit 
der neu eingeführten verringerten 
EEG-Umlage nach § 39 Abs. 3 EEG (bei 
Strom ausschließlich aus Anlagen zur 
Erzeugung von Strom aus solarer Strah-
lungsenergie) 

ff Überarbeitung der Anlagen zu den Mu-
sterbescheinigungen, insbesondere der 
Anlage für die Prüfungen der Endab-
rechnungen der Netzbetreiber nach 
§ 50 i. V. m. § 47 Abs. 1 Nr. 2 EEG 

Die endgültige Verabschiedung erfolgte 
am 05./06. September 2012 in der Sitzung 
des Hauptfachausschusses. IDW PS 970 
wird im November-Heft der IDW Fach-
nachrichten veröffentlicht, ebenso im 
Supplement 4/2012 der Zeitschrift „Die 
Wirtschaftsprüfung“. 

Weitere Informationen: IDW http://www.idw.de/

idw/portal/d624658/index.jsp

Zahl der Geldwäscheverdachts
anzeigen erneut gestiegen

Nachricht vom 30.10.2012

Bei der im Bundeskriminalamt (BKA) angesie-
delten Financial Intelligence Unit (FIU) Deutsch-
land, der nationalen Zentralstelle zur Bekämp-
fung der Geldwäsche und der Finanzierung des 
Terrorismus, sind im Jahr 2011 12.868 Verdachts-
anzeigen nach dem Geldwäschegesetz (GwG) ein-
gegangen (2010: 11.042).

Das ist ein neuer Höchststand seit Inkraft-
treten des Gesetzes 1993. Dass sich dieser 
Trend auch in 2012 fortsetzen könnte, las-
sen die im ersten Halbjahr 2012 eingegan-
genen 6.798 Verdachtsanzeigen erwarten, 
ein Anstieg von circa 5  Prozent gegenüber 
dem vergleichbaren Vorjahreszeitraum. 

Die Zahlen stellte am 29. Oktober 2012 
BKA-Präsident Jörg Ziercke in Wiesbaden 
bei der gemeinsam mit Gabriele Hahn, 
Exekutivdirektorin der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (Ba-
Fin), veranstalteten Pressekonferenz zur 
Veröffentlichung des FIU-Jahresberichtes 
2011 vor. 

Bei knapp der Hälfte der Anzeigen er-
härtete sich nach Prüfung des Sachver-
haltes durch die zuständigen Strafverfol-
gungsbehörden der Länder der Verdacht 
einer Straftat, so das BKA. Nach wie vor 
sind es insbesondere Betrugsdelikte, die 
als Vortat zur Geldwäsche festgestellt 
wurden. 

Dies korrespondierte mit der zuneh-
menden Zahl von Verdachtsanzeigen im 
Zusammenhang mit sogenannten Finan-
cial Agents. Dabei handelt es sich um Per-
sonen, die ihr Privatkonto für geldwäsche-
relevante Transaktionen zur Verfügung 
stellen und dort eingehende Beträge ge-
gen Provision an Hinterleute im Ausland 
oder andere Finanzagenten weiterleiten. 
Beteiligungen von Finanzagenten waren 
in 2011 insgesamt 3.992 Verdachtsan-
zeigen (circa 31  Prozent) zu entnehmen: 
Ebenfalls ein neuer Höchststand. 

Weitere Informationen: BaFin http://www.bafin.de/

SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/

Pressemitteilung/2012/pm_121029_bafin_bka_

geldwaesche.html?nn=2819248

Aufsichtsratsvergütung  
neu definiert

Nachricht vom 26.10.2012

Die Chefaufseher der DAX-Unternehmen werden 
für 2012 im Durchschnitt 312.000 Euro verdie-
nen. Das sind rund 8  Prozent mehr als im Vor-
jahr, wie eine aktuelle Studie von Towers Wat-
son zeigt. Der Anstieg hängt zum einen mit dem 
Unternehmenserfolg zusammen, ist die Vergü-
tung der Aufsichtsräte doch häufig an Kennzah-
len wie das Ergebnis pro Aktie gekoppelt. 

Zum anderen spiegeln sich hier der indi-
viduelle Arbeitsaufwand (z. B. für die Mit-
gliedschaft in Ausschüssen) sowie Verän-
derungen in der Zusammensetzung der 
Vergütung wider. So haben einige Unter-
nehmen ihre Aufsichtsratsvergütung auf 
eine erhöhte Festvergütung ohne Boni/
Tantieme umgestellt oder die langfristige 
variable Vergütung ausgebaut. 

Zu diesen Ergebnissen kommt die To-
wers-Watson-Studie „Aufsichtsratsvergü-
tung DAX 2012“. Die Studie wurde zum 
elften Mal in Folge durchgeführt und bie-
tet die aktuellste Vergütungsprognose. 
Sie beruht auf Berechnungen von Towers 
Watson auf Basis von Analystenschätzun-
gen zur Geschäftsentwicklung für 2012 
sowie auf den Satzungen der Unterneh-
men. Die Berechnungen wurden im Vor-
feld den Investor-Relations-Abteilungen 
der DAX-Unternehmen vorgelegt. 

Kontroverse Diskussion  
um Vergütungsstruktur 

„Die Vergütungslandschaft im DAX ist in 
Bewegung – und dies spiegelt die aktuelle, 
sehr kontroverse Diskussion wider“, er-
läutert Olaf Lang, Leiter des Beratungsbe-
reichs Talent & Rewards von Towers Wat-
son, Frankfurt. 

Im Kern gehe es darum, inwieweit Auf-
sichtsräte, die für die langfristigen Geschi-
cke des Unternehmens mitverantwortlich 
sind, den Geschäftserfolg auch an ihrer 
Vergütung merken sollen. Das heißt, sie 
werden mit einer auf den nachhaltigen 
Unternehmenserfolg abgestimmten lang-
fristigen variablen Vergütung belohnt – 
müssen aber bei Misserfolgen auch ent-
sprechende Einbußen in ihrer Vergütung 
hinnehmen. Andere Stimmen hingegen 
befürworten eine rein feste Aufsichtsrats-
vergütung – unabhängig davon, ob das 
Unternehmen rote oder schwarze Zahlen 
schreibt. 

Olaf Lang bezieht in dieser Diskussion 
klar Stellung: „Aufsichtsräte sind die Ver-
treter der Aktionäre – und diese sind in 
der Regel an einer langfristig positiven 
Geschäftsentwicklung interessiert. Daher 
macht es Sinn, dass Aufsichtsräte nicht 
nur qua Vorschrift mit den Aktionären 
‚an einem Strang ziehen‘. Vielmehr soll-
ten sie auch für einen – im Sinne der Ak-
tionäre – nachhaltigen Unternehmenser-
folg honoriert werden“. 

Befürworter einer rein festen Aufsichts-
ratsvergütung halten dem jedoch entge-
gen, dass Aufsichtsräte zu einer unabhän-
gigen Tätigkeit verpflichtet sind, und dass 
eine erfolgsabhängige Vergütung dem wi-
derspräche. Lang hinterfragt diese Mei-
nung: „Ist ein Aufsichtsrat unabhängig, 
nur weil er ein ausschließlich festes Hono-
rar erhält?“ Der Towers-Watson-Berater er-
klärt seine Haltung folgendermaßen: „Un-
abhängig heißt, dass ein Aufsichtsrat frei 
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von Interessenskonflikten agieren soll. 
Dazu ist er durch Gesetz und Corporate 
Governance Kodex ohnehin verpflichtet. 
Eine variable Vergütung steht dem keines-
wegs entgegen, sofern sie auf die langfris-
tige Unternehmensentwicklung abstellt 
und an objektiv nachvollziehbare Kriterien 
(wie zum Beispiel EBIT, Gewinn vor Steu-
ern oder die Steigerung des Aktienkurses 
im Branchenvergleich) gekoppelt wird.“ 

Laut Helmuth Uder, Leiter der Beratung 
zu Vorstands- und Aufsichtsratsvergütung 
bei Towers Watson, seien Aufsichtsräte – 
anders als beispielsweise Wirtschaftsprü-
fer – nicht eine unternehmensexterne 
dritte Kontrollinstanz, sondern ein Or-
gan des Unternehmens, das wesentlich 
für Strategie und Geschäftsentwicklung 
mitverantwortlich ist. Gerade deshalb 
sollte, wie bei Unternehmensvorständen 
auch, ein Teil ihrer Vergütung an die Er-
reichung vorab definierter langfristiger 
Unternehmensziele geknüpft werden. 

Neugestaltung der Aufsichtsratsver- 
gütung nach Änderung im Corporate  
Governance Kodex

In der Folge dieser Grundsatzdiskussi-
onen waren im Mai 2012 die Vorschrif-
ten zur Aufsichtsratsvergütung im Deut-
schen Corporate Governance Kodex ange-
passt worden (vgl. die Pressemeldung der 
Regierungskommission Deutscher Corpo-
rate Governance Kodex http://www.corpo-
rate-governance-code.de/ger/download/ko-
dex_2012/Pressemitteilung_Kodexanpas-
sungen_16_05_2012_de.pdf vom 16. Mai 
2012). So wurde klar und deutlich festge-
legt, dass variable Vergütungselemente 
auf eine nachhaltige Unternehmensent-
wicklung ausgerichtet sein sollen. Die zu-
vor enthaltene explizite Empfehlung, dass 
die Aufsichtsratsvergütung auch kurzfris-
tig erfolgsorientierte Elemente enthalten 
solle, wurde hingegen gestrichen. 

Laut Towers Watson spiegeln die aktu-
ellen Änderungen in den Vergütungssys-
temen einiger DAX-Unternehmen die ak-
tuelle Diskussion und die beiden gegen-
sätzlichen Meinungen deutlich wider. 
Der Studie zufolge haben insgesamt sechs 
Unternehmen im DAX die Struktur und 
Höhe der Aufsichtsratsvergütung in 2012 
angepasst. Fünf Unternehmen haben auf 
eine reine Festvergütung umgestellt, wäh-
rend ein Unternehmen die variablen Ver-
gütungselemente stärker langfristig aus-
richtet.

Einen Schritt in Richtung Nachhaltig-
keit ist ein weiteres Unternehmen gegan-
gen, in dem die Aufsichtsratsmitglieder 
sich selbst verpflichtet haben, 25  Prozent 
der festen Vergütung in Aktien des Unter-
nehmens zu investieren und diese Aktien 
über die Dauer des Mandats zu halten. 
Weitere Überarbeitungen der Vergütungs-
systeme seien laut Towers Watson im Zuge 
von Anpassungsmaßnahmen auf die Neu-
fassung des Corporate Governance Kodex 
zu erwarten.

Weitere Studienergebnisse und Informationen:  

Towers Watson https://www.towerswatson.com/

germany/press/8260/

Wirtschaftskriminalität trifft  
jedes zweite Transport-  
und Logistikunternehmen

Nachricht vom 18.10.2012

Betrug, Unterschlagung, Korruption und an-
dere Delikte schädigen gut die Hälfte (53  Pro-
zent) der Unternehmen aus der Transport- und 
Logistikbranche. Damit ist die Branche in etwa 
genauso stark von Wirtschaftskriminalität be-
troffen wie die deutschen Unternehmen insge-
samt. Das Risikoprofil im Transport- und Logis-
tikgewerbe unterscheidet sich dagegen zum Teil 
deutlich von dem in der Gesamtwirtschaft. 

Das geht aus der Branchenauswertung 
„Wirtschaftskriminalität – Transport und 
Logistik“ der Wirtschaftsprüfungs- und Be-
ratungsgesellschaft PwC und der Universi-
tät Halle-Wittenberg hervor. Werden neben 
den eindeutigen Straftaten auch die kon-
kreten Verdachtsfälle berücksichtigt, steigt 
der Anteil der zwischen 2009 und 2011 ge-
schädigten Unternehmen auf 65  Prozent 
(alle Branchen: 73  Prozent). Für die sechste 
Studie zur Wirtschaftskriminalität wur-
den im Sommer 2011 deutschlandweit 830 
Unternehmen befragt, darunter 80 aus der 
Transport- und Logistikbranche. 

Wettbewerbswidrige Absprachen  
sind verbreitet 

Die Auswertung zeigt, dass sich das Risiko-
profil im Transport- und Logistikgewerbe 
zum Teil deutlich von dem in der Gesamt-
wirtschaft unterscheidet. So ist in der 
Branche ein etwas größerer Teil der Unter-
nehmen von Vermögensdelikten (36  Pro-

zent vs. 32  Prozent alle Branchen) sowie 
dem Diebstahl vertraulicher Kunden- und 
Unternehmensdaten betroffen (16  Pro-
zent vs. 12  Prozent alle Branchen). Beson-
ders groß ist die Diskrepanz bei den wett-
bewerbswidrigen Absprachen: Während 
13  Prozent der Transport- und Logistik-
unternehmen mindestens einmal mit die-
sem Delikt konfrontiert waren, trifft dies 
insgesamt nur auf sechs  Prozent der Be-
fragten zu. Mehr als jeder vierte Transpor-
teur oder Logistiker (27  Prozent) schätzt 
den branchenspezifischen Anteil von Ab-
sprachen auf 20 bis 30  Prozent. 

Preis- und Gebietsabsprachen sind in 
der Transport- und Logistikbranche noch 
immer anzutreffen. Der Studie zufolge 
hält es jeder fünfte Befragte für möglich, 
dass seinem Unternehmen künftig von ei-
nem Wettbewerber eine Kartellbildung 
vorgeschlagen wird. Die Erfahrung zeige, 
dass aufgedeckte Absprachen zu großen 
finanziellen Schäden und Reputations-
verlusten führen. Nicht zuletzt drohen er-
hebliche Geldbußen der Kartellbehörden. 
Deshalb müssten laut PwC die Unterneh-
menslenker mit einem gut funktionieren-
den Compliance-System sicherstellen, dass 
derartige Angebote von jedem Mitarbeiter 
im Unternehmen zurückgewiesen werden. 

Tatsächlich verursachen wettbewerbs-
widrige Absprachen die mit Abstand 
höchsten Schäden: Im Durchschnitt ver-
anschlagten die betroffenen Unternehmen 
fast vier Millionen Euro, während sich der 
durchschnittliche Schaden durch alle De-
likte in der Transport- und Logistikbran-
che auf rund eine Million Euro belief. Auch 
Korruptionsdelikte treffen Transport- und 
Logistikunternehmen häufiger als Unter-
nehmen anderer Branchen. Über (mindes-
tens) einen konkreten Schadensfall zwi-
schen 2009 und 2011 berichteten 14  Pro-
zent der Transporteure und Logistiker im 
Vergleich zu 12  Prozent der Befragten al-
ler Branchen. Zudem sind 30  Prozent der 
Transport- und Logistikunternehmen (alle 
Branchen: 26  Prozent) davon überzeugt, 
mindestens einmal einen Auftrag verlo-
ren zu haben, weil der erfolgreiche Wett-
bewerber ein Bestechungsgeld gezahlt hat. 

Große Defizite bei der Compliance 

Die starke Verbreitung von Korruption 
verwundert zunächst: Immerhin 68  Pro-
zent der Transport- und Logistikunterneh-
men verfügen über ein Anti-Korruptions-
programm, während dies branchenüber-
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greifend nur für 59  Prozent der Befragten 
gilt. Allerdings räumen nur wenige Trans-
port- und Logistikbetriebe der Korrupti-
onsbekämpfung einen „hohen“ Stellen-
wert ein. Aus Sicht der Befragten ist es 
in der Branche lediglich ein Anteil von 
16  Prozent der Unternehmen, der der Zu-
rückdrängung von Korruption gegenüber 
anderen deutschen Unternehmen eine 
große Bedeutung zumisst (alle Branchen: 
28  Prozent), gegenüber Unternehmen au-
ßerhalb der Europäischen Union liegt der 
Anteil mit 23  Prozent etwas höher (alle 
Branchen: 34  Prozent). Gegenüber Behör-
den und Amtsträgern im Inland erachten 
30  Prozent der Transport- und Logistikun-
ternehmen die Korruptionsbekämpfung 
als wichtig (alle Branchen: 35  Prozent), 
außerhalb der EU sind es nur 23  Prozent 
(alle Branchen: 38  Prozent). Zudem ist es 
für Unternehmen in der Transport- und 
Logistikbranche nicht selbstverständlich, 
sich am Verhaltenskodex der Internatio-
nalen Handelskammer (ICC) zur Bekämp-
fung von Korruption zu orientieren. So 
halten sich bei Geschäften in Deutschland 
nur 56  Prozent der Befragten vollständig 
oder zum großen Teil an den ICC-Verhal-
tenskodex, 12  Prozent beachten den Ko-
dex teilweise, 13  Prozent kaum und sogar 
19  Prozent praktisch gar nicht. 

Um die Risiken in den Griff zu bekom-
men, die mit Korruption und wettbe-
werbswidrigen Absprachen verbunden 
sind, brauchen Transport- und Logistikun-
ternehmen Compliance-Programme, die 
sich an den unternehmensspezifischen 
Risiken ausrichten. Dabei gehe es laut 
PwC keineswegs nur um Kontrolle: Not-
wendig seien beispielsweise Trainings für 
Mitarbeiter in besonders korruptionsan-
fälligen Ländern oder auch regelmäßige 
Anleitungen, wie mit den Anforderungen 
aus dem Kartellrecht umzugehen ist. 

Bislang hat der Studie zufolge lediglich 
ein Viertel (26  Prozent) der Transport- und 
Logistikunternehmen ein Compliance-
Programm implementiert. Damit liegt 
die Branche weit unter dem Durchschnitt 
(52  Prozent). Lediglich 34  Prozent der Un-
ternehmen in der Transport- und Logis-
tikbranche gehen davon aus, dass die be-
troffenen Mitarbeiter eine zumindest gute 
Kenntnis des Kartellrechts haben, 23  Pro-
zent vermuten sogar nur geringe oder sehr 
geringe Kenntnisse. Dies verwundert nicht, 
denn bislang hat nur jedes zweite Unter-
nehmen Schulungen dazu durchgeführt, 
während fast zwei Drittel (60  Prozent) über 

Richtlinien verfügen. Bei 70  Prozent der 
Transporteure und Logistiker fehlt dage-
gen Informationsmaterial zu kartellrecht-
lichen Vorschriften ganz. Im Vergleich zu 
allen Branchen besteht hier weiterhin er-
heblicher Nachholbedarf. 

Weitere Informationen: PwC http://www.pwc.de/de/

pressemitteilungen/2012/wirtschaftskriminalitaet-

trifft-jedes-zweite-transport-und-

logistikunternehmen.jhtml

Durchbruch bei der Finanz
transaktionsteuer

Nachricht vom 17.10.2012

Die Bundesregierung konnte beim Treffen der 
EU-Wirtschafts- und Finanzminister am 9. Ok-
tober 2012 in Luxemburg einen wichtigen Etap-
penerfolg feiern: Zusammen mit Frankreich ge-
lang es Deutschland, neun weitere Staaten für 
die Einführung einer Finanztransaktionsteuer 
(FTT) im Wege der Verstärkten Zusammenar-
beit zu gewinnen. Belgien, Estland, Griechen-
land, Italien, Österreich, Portugal, Slowakei, Slo-
wenien und Spanien unterstützen den Antrag, 
weitere Staaten könnten noch folgen. 

Mit der FTT soll die Finanzbranche an der 
Bewältigung der Krisenkosten beteiligt 
werden. Mindestens neun Mitgliedstaaten 
müssen einen Antrag auf Verstärkte Zu-
sammenarbeit stellen, damit dieser an die 
Europäische Kommission übermittelt wer-
den kann. Es ist davon auszugehen, dass in 
Kürze elf Anträge vorliegen werden. 

Danach sind folgende Schritte bis zur 
Einführung einer FTT zu gehen: 

ff Die Europäische Kommission arbeitet 
einen Vorschlag für eine FTT in Verstär-
kter Zusammenarbeit aus. 

ff Der Vorschlag der Kommission muss 
vom Europäischen Parlament mit ein-
facher Mehrheit gebilligt werden. 

ff Auch der Rat muss die zur Verstärkten 
Zusammenarbeit bereiten Mitglied-
staaten mit qualifizierter Mehrheit 
dazu ermächtigen. 

ff Daran schließt sich die inhaltliche Aus-
arbeitung der FTT in den Arbeitsgrup-
pen des Rates an, und zwar in der Zu-
sammensetzung der teilnehmenden 
Staaten an der Verstärkten Zusammen-
arbeit. 

ff Schlussendlich muss der endgültige 
Gesetzestext zur Einführung einer FTT 

von den an der Verstärkten Zusammen-
arbeit teilnehmenden Mitgliedstaaten 
einstimmig beschlossen werden. 

Neben der FTT waren folgende Tagesord-
nungspunkte der ECOFIN-Sitzung von Re-
levanz: 

Umsetzung von Basel III beschleunigen 

Die Bundesregierung hat erneut den 
Druck erhöht hinsichtlich der Umsetzung 
von Basel III. Noch immer dauern die Tri-
logverhandlungen zwischen dem Europä-
ischen Parlament, der Europäischen Kom-
mission und dem Rat der EU zu den bei-
den Regelwerken CRR (die Verordnung) 
und CRD IV (die Richtlinie) an, die ver-
schärfte Eigenkapitalvorgaben für Ban-
ken etablieren sollen: Unter anderem sol-
len Banken das sogenannte „harte Kernka-
pital“ um das Dreieinhalbfache erhöhen 
und neue Kapitalpuffer einführen, um 
mit stärkerer Eigenmittelausstattung in 
wirtschaftlich starken Zeiten die Fähig-
keit zu erhöhen, Verluste in Krisenzeiten 
aufzufangen. Im Rahmen der G20 wurde 
vereinbart, sicherzustellen, dass die ver-
schärften Regeln für Banken zum 1. Ja-
nuar 2013 in Kraft treten. Nachdem die 
Bundesregierung bereits das nationale 
Gesetzgebungsverfahren auf den Weg ge-
bracht hat, hat sie nun intensive Gesprä-
che mit Vertretern des Europäischen Par-
laments und der EU-Partnerstaaten auf-
genommen, um die Verhandlungen der 
europäischen Regelwerke rasch zu einem 
erfolgreichen Abschluss zu bringen. 

Europäische Bankenaufsicht:  
Qualität vor Schnelligkeit 

Die Ratspräsidentschaft hat die EU-Fi-
nanzminister über den Stand der Dis-
kussion zu den Vorschlägen der Europä-
ischen Kommission informiert. Zentrale 
Fragen, z. B. wie eine klare Aufgabentei-
lung zwischen der Europäischen Zentral-
bank (EZB) und den nationalen Aufsichts-
behörden aussehen soll, sind noch zu klä-
ren. Einigkeit herrscht darüber, dass eine 
schlagkräftige europäische Bankenauf-
sicht, ein einheitlicher Aufsichtsmecha-
nismus, ein Großprojekt für die weitere 
europäische Integration ist. Substanz und 
Gründlichkeit haben also bei den Vorbe-
reitungen Priorität vor der Geschwindig-
keit der Umsetzung. 

Am Vortag der ECOFIN-Sitzung, am 
8. Oktober 2012, sind traditionell die Fi-
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nanzminister des Euro-Währungsgebiets 
im Rahmen der Eurogruppe zusammen-
getroffen und haben sich zur Freigabe der 
nächsten Finanzhilfe-Tranche für Portu-
gal sowie zur Lage in Griechenland, Spa-
nien und Zypern ausgetauscht. 

Weitere Informationen: BMF http://www.

bundesfinanzministerium.de/Content/DE/

Standardartikel/Themen/Europa/ECOFIN_und_

Eurogruppe/2012-10-10-ecofin-nachbericht.html

Frauenquote: Mangel an  
geeigneten Bewerberinnen 

Nachricht vom 16.10.2012

Die vielfach diskutierten Quotenregelungen ha-
ben nach Einschätzung der Personalberatungs-
branche zwar dazu beigetragen, dass Unterneh-
men in Deutschland mehr weibliche Führungs-
kräfte als bislang einstellen wollen. Allerdings 
verhindert der Mangel an geeigneten Bewerbe-
rinnen bislang eine deutlich höhere Frauenquote. 

Die Personalberater sehen hierin den 
wichtigsten Grund für den nicht zufrie-
denstellenden Anteil von weiblichen Fach- 
und Führungskräften. Zu diesen Ergebnis-
sen kommt die Panel-Befragung „Karriere 
von Frauen in Fach- und Führungskräfte-
positionen“ des Bundesverbandes Deut-
scher Unternehmensberater (BDU) unter 
Entscheidungsträgern aus rund 530 Per-
sonalberatungsgesellschaften. 

Michael Heidelberger, Vorsitzender des 
BDU-Fachverbandes Personalberatung: 
„Besonders für Vorstands- und Aufsichts-
ratsposten werden berufs- und führungs-
erfahrene Kandidaten 45 + gesucht. Ge-
nau diese Alterskohorte ist bei den beson-
ders qualifizierten Frauen zur Zeit noch 
schmal. Bis Einsteiger ins Management 
aufsteigen, dauert es aber zwischen acht 
und zehn Jahren. Der notwendige Unter-
bau muss daher erst nach und nach ge-
schaffen werden, um den Anteil schritt-
weise zu erhöhen.“ 

Auf Rang 2 der Top-Gründe landete in 
der Bewertung von zehn Faktoren, dass 
Frauen noch zu oft durch männlich ge-
prägte Hierarchien ausgebremst werden. 
Weiterhin fehlen nach Einschätzung der 
Recruiting-Spezialisten – anders als bei 
Männern – belastbare Netzwerke nach in-
nen und außen, die einen Karriereschub 
bewirken können (Rang 3). 

Bezahlung von Frauen rasch angleichen 
und Arbeitssouveränität schaffen 

Aus Sicht der Personalberater stehen die 
Arbeitgeber insgesamt vor großen Her-
ausforderungen, um mehr Frauen spezi-
ell für Führungspositionen gewinnen zu 
können. Auf der To-Do-Liste ganz oben se-
hen die Personalberater die gleiche Bezah-
lung des Führungspersonals, da Manage-
rinnen im Vergleich zu ihren männlichen 
Kollegen noch immer Gehaltseinbußen in 
Kauf nehmen müssen. Daneben werden 
vor allem die Themen Arbeitszeitsouverä-
nität (Rang 2), Führen in Teilzeit (Rang 3) 
und Kinderkrippen als besonders wichtig 
bewertet. Diese drei Anforderungen ma-
chen deutlich, dass die Vereinbarkeit von 
Familie und Karriere in den Auswahlge-
sprächen der Personalberater mit weibli-
chen Führungskräften eine zentrale Rolle 
spielt. Geschlechtsspezifische Förderpro-
gramme (Rang 9) oder Coaching und Men-
toringprogramme (Rang 10) gehören als 
Maßnahmen nicht zur ersten Wahl. 

Höchster Frauenanteil bei Positionen 
im Personalwesen und Marketing 

Den höchsten Anteil an Kandidatinnen 
konnten die Personalberater im vergange-
nen Jahr in Positionen in den Funktions-
bereichen Personalwesen (30,2  Prozent), 
Marketing/Vertrieb (20,0  Prozent) und Fi-
nanzen/Controlling (16,8  Prozent) plat-
zieren. In einigen Branchen- und Funk-
tionsbereichen fällt auf, dass der Anteil 
von präsentierten und tatsächlich plat-
zierten Frauen stark auseinanderklafft. 
So wird beispielsweise im Fahrzeug- und 
Maschinenbau für den Funktionsbereich 
Technik/Produktion nur rund bei jeder 
zweiten letztlich ein Arbeitsvertrag abge-
schlossen. 

Weitere Informationen und Download der 

Befragung: BDU http://www.bdu.de/media/126482/

bdu_summarypaper.pdf

Compliance Management als He-
rausforderung für Versicherungen

Nachricht vom 12.10.2012

Die deutsche Versicherungswirtschaft bewegt 
sich seit Jahren in einem stetig komplexer wer-
denden gesetzlichen und regulatorischen Um-
feld. Gleichzeitig ist das Marktumfeld von einer 

hohen Medien- und Kundensensibilität bei tat-
sächlichen oder auch nur vermuteten Regelver-
stößen geprägt. 

Die Studie „Agenda 15 – Compliance Ma-
nagement als stetig wachsende Herausfor-
derung für Versicherungen“ der Manage-
ment- und Technologieberatung Bearing-
Point zeigt Lücken bei der Umsetzung von 
Compliance in der Praxis von Versiche-
rungsunternehmen auf. 

Die öffentliche Reputation eines Versi-
cherers wirkt direkt auf dessen Geschäfts-
entwicklung. In Kenntnis dieser Wirkun-
gen und Entwicklungen setzen viele Versi-
cherer auf ein systematisches Compliance 
Management, dessen Aufgabe u. a. der Re-
putationsschutz ist. Die Studie zeigt al-
lerdings auf, dass, obwohl den Versiche-
rern die Bedeutsamkeit von Compliance 
bewusst ist, 68  Prozent der Unterneh-
men noch keine eigenständige Compli-
ance-Abteilung besitzen. Darüber hin-
aus bieten nur 25  Prozent der befragten 
führenden Erst- und Rückversicherungs-
unternehmen Schulungen zu Compli-
ance-relevanten Themen an; 44  Prozent 
bieten diese nur teilweise an. Während 
25  Prozent der Versicherer betriebliche 
Vorgänge gar nicht überprüfen, verlassen 
sich rund 70  Prozent lediglich auf eine 
manuelle Kontrolle. 

BearingPoint hat dies zum Anlass ge-
nommen, den Status Quo im Umgang mit 
Compliance bei Versicherern aufzuzeigen 
sowie Trends und Herausforderungen zu 
möglichen künftigen Aufgabenstellun-
gen, insbesondere vor dem Hintergrund 
der anstehenden Solvency II-Umsetzun-
gen, zu identifizieren. 

Weitere Informationen und Download der Studie: 

BearingPoint http://www.bearingpoint.com/

de-de/7-5937/studie-agenda-2015-compliance-

management-als-stetige-herausforderung-fuer-

versicherungen/?&p=353

Maßnahmen zur Geldwäsche
prävention in der Wirtschafts
prüferpraxis

Nachricht vom 12.10.2012

Die Novellierungen des Geldwäschegesetzes 
(GwG) haben auch für Wirtschaftsprüferpraxen 
zu erhöhten Anforderungen geführt, angemes-
sene interne Maßnahmen dagegen zu treffen, 
dass sie zur Geldwäsche oder Terrorismusfinan-
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zierung missbraucht werden. Das Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) hat dazu den IDW Pra-
xishinweis 2/2012 „Empfehlungen für die Aus-
gestaltung interner Sicherungsmaßnahmen zur 
Geldwäscheprävention in der Wirtschaftsprüfer-
praxis“ veröffentlicht. 

Der dem GwG immanente risikoorien-
tierte Ansatz erlaubt es den Verpflichte-
ten, die aus den gesetzlichen Anforderun-
gen abzuleitenden Maßnahmen im eige-
nen Ermessen an den konkreten Risiken 
auszurichten. Ein Beurteilungsspielraum 
besteht nur über den konkreten Umfang 
der zu treffenden Maßnahmen, nicht aber 
darüber, ob überhaupt Maßnahmen zu er-
greifen sind. Auf Verlangen muss gegen-
über der Wirtschaftsprüferkammer dar-
gelegt werden können, dass der Umfang 
der getroffenen Maßnahmen als risiko-
angemessen anzusehen ist. Die Vorge-
hensweise bei der Analyse des praxisspe-
zifischen Risikos im Rahmen einer Ge-
fährdungsanalyse wird erläutert, ferner 
enthält der IDW PrH 2/2012 in der An-
lage 1 ein Beispiel für die Gliederung der 
Dokumentation einer Gefährdungsana-
lyse. 

Der Vorstand der Wirtschaftsprüfer-
kammer hat aufgrund der Befugnis gemäß 
§ 9 Abs. 4 Satz 1 GwG für Wirtschaftsprü-
ferpraxen, in denen mehr als 30 Berufsträ-
ger tätig sind, die Bestellung eines Geld-
wäschebeauftragten angeordnet. IDW PrH  
2/2012 enthält Empfehlungen zur organi-
satorischen Stellung des Geldwäschebe-
auftragten sowie zu dessen Aufgaben, 
Rechten und Pflichten.

Schließlich enthält der IDW Prüfungs-
hinweis Empfehlungen, wie die risiko-
angemessenen Maßnahmen zur Geldwä-
scheprävention in bestehende Systeme 
und Prozesse integriert werden können. 
In der Anlage 2 werden Erscheinungsfor-
men der Geldwäsche und der Terroris-
musfinanzierung beschrieben. 

IDW PrH 2/2012 ist in den IDW Fach-
nachrichten Heft 10 abgedruckt. Außer-
dem wird er im Supplement 3/2012 der 
Zeitschrift „Die Wirtschaftsprüfung“ pu-
bliziert. 

Weitere Informationen: IDW http://www.idw.de/

idw/portal/d623790; Dr. Dirk Ehlscheid und 

Brigitte Pfeiffer: Handbuch Geldwäscheprävention 

http://www.compliancedigital.de/ce/handbuch-

geldwaeschepraevention/ebook.html 

Verschleierungstechniken – Normen und 

Institutionen – Länderrisiken, 2012 

Gesellschaftliche Verantwortung 
ist unternehmerischer Mehrwert

Nachricht vom 09.10.2012

Die Bewerbungsfrist für den von der Bundesre-
gierung neu ausgelobten Corporate Social Res-
ponsibility-Preis ist angelaufen. Mit dem Preis 
zeichnet das BMAS erstmals vorbildliche und in-
novative Unternehmen aus, die verantwortlich 
wirtschaften. Er soll herausragendes CSR-Enga-
gement belohnen und zur Nachahmung moti-
vieren.

Bis zum 23. November 2012 können sich 
Unternehmen in vier Größenkategorien 
für den Preis bewerben, der ökonomisch, 
ökologisch und sozial verträgliche Unter-
nehmensführung honoriert. Die Gewin-
ner werden im April 2013 im Rahmen ei-
ner festlichen Preisverleihung prämiert. 

Laut Bundesarbeitsministerin Ursula 
von der Leyen helfen verantwortungsvoll 
handelnde Unternehmen nicht nur Um-
welt und Gesellschaft, sondern auch den 
Unternehmen selbst, da wirtschaftlicher 
Erfolg und Nachhaltigkeit zusammen-
gehörten. Mit dem CSR-Preis sollen die 
Scheinwerfer auf große und kleine Unter-
nehmen gerichtet werden, die ihre Ver-
antwortung im Kerngeschäft und drum 
herum vorbildlich erfüllen. 

Dass verantwortungsvolle Unterneh-
mensführung sinnvoll für Gesellschaft 
und Umwelt ist und zugleich wirtschaft-
lichen Nutzen für die Unternehmen bie-
tet, zeigen auch die Ergebnisse einer 
aktuellen Befragung von Wirtschafts-
wissenschaftlern, Fachjournalisten, Wirt-
schaftspolitikern sowie unter Großunter-
nehmen: 81  Prozent der befragten Exper-
ten gehen davon aus, dass Unternehmen, 
die heute bereits CSR-Strategien verfolgen, 
im Vergleich zu anderen Unternehmen in 
zehn Jahren besser dastehen. Vorausset-
zung für den Erfolg ist nach Einschätzung 
der Befragten, dass CSR Teil der Geschäfts-
strategie ist (90  Prozent) und die Verant-
wortung für das Thema in der Chefetage 
liegt (87  Prozent). Zudem werden die Be-
reitstellung von Best-Practice-Beispielen 
(88  Prozent), die Förderung von Wissen-
saustausch und Vernetzung (85  Prozent) 
und die öffentliche Anerkennung (75  Pro-
zent) als wichtige Faktoren gesehen.

Im Mittelpunkt des Wettbewerbs ste-
hen nicht in erster Linie Einzelaktivitä-
ten, sondern das gesamthafte Handeln 
eines Unternehmens. Bewerber reichen 

Darstellungen ihres umfassenden CSR-
Engagements in den fünf Aktionsfeldern 
„Unternehmensführung“, „Umwelt“, „Ar-
beitsplatz“, „Markt“ und „Gemeinwesen“ 
ein. 

Weitere Informationen: BMAS http://www.bmas.de/

DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/csr-preis-

bundesregierung-bewerbungsphase.html;jsessionid

=C4A75238B29D1CAB2337547D434818EE 

IIA: Geplante Änderungen der  
„International Standards for the 
Professional Practice of Internal 
Auditing“ jetzt veröffentlicht

Nachricht vom 04.10.2012

Das International Internal Audit Standards 
Board (IIASB) hat nach dem Ende der Überar-
beitungsphase jetzt die finale Version der ge-
planten Änderungen der „International Stan-
dards for the Professional Practice of Internal 
Auditing (Standards)“ veröffentlicht, die mit 
dem 01.01.2013 in Kraft treten sollen. 

Die neue Version kann jetzt unter https://
na.theiia.org/standards-guidance/manda-
tory-guidance/pages/standards.aspx abge-
rufen werden. Neben dem finalen Doku-
ment der „2013 Standards“ ist dort auch 
ein Versionsvergleich einsehbar, der die 
etwa 20 Änderungen gegenüber der aktu-
ell gültigen Version von 2011 herausstellt.

Zugleich kündigt das IIASB zwei welt-
weite Webcasts an, um die einschlägigen 
Änderungen anschaulicher vorzustel-
len. Der europäische Termin findet am 
24.10.2012 von 15.00  bis 16.00 Uhr MEZ 
statt. Das Angebot ist sowohl für Mitglie-
der als auch für Nicht-Mitglieder kosten-
los.

Während der Kommentierungsphase, 
so berichtet das IIA auf seiner Website, 
seien im Frühjahr insgesamt 1685 Rück-
meldungen von Einzelpersonen und Or-
ganisationen aus aller Welt eingegangen. 
Um den Überarbeitungsprozess möglichst 
transparent zu gestalten, stellt das IIASB 
auch eine umfangreiche Dokumentation 
zur Verfügung, die eingegangene Kom-
mentare den vom Board ergriffenen Maß-
nahmen gegenüberstellt. Das sog. „Dis-
position Table“ steht unter https://global.
theiia.org/standards-guidance/manda-
tory-guidance/Pages/Standards.aspx zum 
Download bereit.
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Nachhaltigkeitsberichterstattung: 
IDW nimmt Stellung zum  
Exposure Draft der GRI

Nachricht vom 28.09.2012

Das Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) hat 
jetzt gegenüber der Global Reporting Initiative 
(GRI) zum Exposure Draft der Leitlinien für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung „G4“ Stellung 
bezogen.

Mit dem G4 Exposure Draft sollen die der-
zeit anzuwendenden Leitlinien G3.1 wei-
terentwickelt werden. Der G4, heißt es in 
der aktuellen Pressemeldung des IDW, 
sehe umfangreiche Berichtspflichten für 
Aspekte der Unternehmensführung und 
der Vergütung vor. Nach Auffassung des 
IDW bestünden vergleichbare Berichts-
pflichten bereits im Lagebericht bzw. 
seien solche im Discussion Paper des In-
ternational Integrated Reporting Council 
vorgesehen. Um Redundanzen zu vermei-
den, sollte die GRI es denjenigen Unter-
nehmen, die zur Berichterstattung über 
Aspekte der Unternehmensführung und 
der Vergütung verpflichtet sind, ermögli-
chen, in ihren Nachhaltigkeitsberichten 
auf diese Ausführungen zu verweisen.

Das IDW begrüßt die verbesserte 
Guidance zur Bestimmung von wesentli-
chen – und somit im Nachhaltigkeitsbe-
richt anzugebenden – Nachhaltigkeits-
aspekten. Der GRI wird empfohlen, die 
bisherige Unterscheidung zwischen Kern- 
und Zusatzindikatoren infolge dieser ver-
besserten Guidance aufzugeben.

Im G4 Exposure Draft wird vorgese-
hen, die bisherigen Anwendungsebenen, 
anhand derer der Erfüllungsgrad der Be-
richtsvorgaben durch das Unternehmen 
angezeigt wird, aufzugeben. Mit dem Ziel, 
möglichst viele Unternehmen zur Erstel-
lung eines Nachhaltigkeitsberichts zu er-
mutigen, sollten die Anwendungsebenen 
nach Auffassung des IDW zumindest so-
lange beibehalten werden, bis die von 
der GRI angekündigten Leitlinien für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung kleiner 
und mittelständischer Unternehmen fer-
tig gestellt sind.

Schließlich begrüßt das IDW die Emp-
fehlung der GRI, den Nachhaltigkeitsbe-
richt prüfen bzw. prüferisch durchsehen 
zu lassen. Der GRI wird empfohlen, zur 
Entwicklung von Prüfungsstandards und 
zur Durchführung von Prüfungen auf die 
Expertise von anerkannten Standardset-

zern und Abschlussprüfern zurückgrei-
fen.

Die Pressemeldung im genauen Wortlaut, das GRI 

Exposure Draft und die IDW-Stellungnahme 

können Sie unter http://www.idw.de/idw/portal/

d623520 abrufen. 

Branchenauswertung zur Wirt-
schaftskriminalität: Handel und 
Konsumgüterindustrie besonders 
betroffen

Nachricht vom 26.09.2012

Eine von PwC in Kooperation mit der Univer-
sität Halle-Wittenberg durchgeführte Bran-
chenauswertung zu wirtschaftskriminellen Ent-
wicklungen in Handel und Konsumgüterindus-
trie kommt zu alarmierenden Resultaten. So sei 
nicht nur die Anzahl der klassischen Vermögens-
delikte in den letzten Jahren deutlich gestiegen: 
Handels- und Konsumgüterunternehmen müss-
ten auch durch zunehmende Korruption, illegale 
Absprachen und Unterschlagungen immer grö-
ßere Schäden und steigende Vertrauensverluste 
bei Behörden und Geschäftspartnern fürchten.

Der Studie zufolge sind Handelsunterneh-
men und Konsumgüterhersteller insge-
samt deutlich häufiger von Wirtschafts-
kriminalität betroffen als Unternehmen 
anderer untersuchter Branchen von In-
dustrie bis Finanzdienstleistungen: Na-
hezu drei Viertel (72  Prozent) der be-
fragten Unternehmen berichteten über 
mindestens einen nachgewiesenen Scha-
densfall in den Jahren 2009 – 2011, bran-
chenübergreifend sei es hingegen nur 
gut die Hälfte (52  Prozent). Gerade im 
Vergleich zu den Vorjahren habe die Zahl 
der Händler und Hersteller von Konsum-
gütern, die Opfer von wirtschaftskrimi-
nellen Straftaten wurden, erheblich zuge-
nommen. Unter den 830 im Sommer 2011 
deutschlandweit befragten Unternehmen 
waren laut PwC 88 Händler und Konsum-
güterhersteller.

Der Löwenanteil wirtschaftskrimi-
neller Aktivitäten sei zwar nach wie vor 
den – für verbrauchernahe Branchen ty-
pischen – Vermögensdelikten wie Waren-
diebstahl und Unterschlagungen durch 
das eigene Personal zuzuordnen, aller-
dings berichteten Händler und Konsum-
güterhersteller auch häufiger über Schä-
den durch Verstöße gegen Markenrechte, 
Kartellabsprachen und Korruption. PwC 

zufolge beklagten 34  Prozent der Unter-
nehmen in Handel und Konsumgüterin-
dustrie Verstöße gegen Patent- und Mar-
kenrechte (alle Branchen: 17  Prozent) 
und acht  Prozent Schäden durch wettbe-
werbswidrige Absprachen (alle Branchen: 
sechs  Prozent). Mit einem Anteil von 
21  Prozent befänden sich Händler und 
Hersteller von Konsumgütern zudem häu-
figer als die Unternehmen aller Branchen 
(17  Prozent) in Situationen, in denen sie 
das Gefühl hatten, von ihnen wird ein Be-
stechungsgeld erwartet. Und 43  Prozent 
vermuten, mindestens einmal einen Auf-
trag verloren zu haben, weil ein Wettbe-
werber Bestechungsgeld gezahlt hat – von 
allen befragten Unternehmen sagten dies 
nur 26  Prozent.

Mehrheit ohne Compliance-Programm

Insbesondere wettbewerbswidrige Ab-
sprachen, schlussfolgert die Studie, wür-
den dabei durch eine nach wie vor lü-
ckenhafte Verbreitung von Compliance-
Programmen befördert. Nur 46  Prozent 
der Händler und Konsumgüterhersteller 
hätten ein Regelwerk mit klaren Hand-
lungsanweisungen und Kontrollmecha-
nismen gegen illegale Absprachen (alle 
Branchen: 52  Prozent). Im Branchenver-
gleich lägen Handel und Konsumgüter-
hersteller damit im Mittelfeld. Am höchs-
ten sei der Anteil der Unternehmen mit 
Compliance-Programmen in der Energie-
wirtschaft und im Maschinenbau (beide 
jeweils 67  Prozent) sowie in der Finanz-
dienstleistungsbranche (60  Prozent). Den 
größten Nachholbedarf hätten die Phar-
maindustrie (22  Prozent), der Technolo-
giesektor sowie die Transport- und Logis-
tikbranche (beide jeweils 26  Prozent). Die 
Hälfte der befragten Händler und Kon-
sumgüterhersteller (51  Prozent) verfüge 
über ein spezifisches Anti-Korruptions-
programm (alle Branchen: 59  Prozent).

Ein großer Teil der Unternehmen habe 
demnach zwar die Risiken einer mangel-
haften Compliance erkannt und arbeite 
an einer Verbesserung der Kontroll- und 
Präventionsmaßnahmen. Allerdings be-
stehe in Teilbereichen noch Nachholbe-
darf: So hätten nur vier von zehn Befrag-
ten (42  Prozent) einen Notfallplan, sollte 
ihnen von Konkurrenten oder Aufsichts-
behörden ein Wettbewerbsverstoß vorge-
worfen werden. Angesichts der erhöhten 
Risiken in Handel und Konsumgüterin-
dustrie sei dies leichtfertig.
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Weitere Informationen und Download der Studie: 

PwC http://www.pwc.de/de/pressemitteilungen/2012/

wirtschaftskriminalitaet-trifft-handel-und-

konsumgueterindustrie-besonders-stark.jhtml

COSO: Neuer Exposure Draft ICEFR

Nachricht vom 21.09.2012

Das Committee of Sponsoring Organizations of 
the Treadway Commission (COSO) hat im Zuge 
der aktuellen Überarbeitung des Integrated 
Framework nun auch den Entwurf des ICEFR 
(„Internal Control Over External Financial Re-
porting: Compendium of Approaches and Ex-
amples“) zur öffentlichen Stellungnahme heraus-
gegeben. Ende der Kommentierungsphase ist der 
20. November 2012.

Als Teil der zur Zeit laufenden Überar-
beitung des COSO-Frameworks soll das 
ICEFR-Kompendium insbesondere als Un-
terstützung bei der Applikation des Rah-
menwerks unter den Zielstellungen ex-
terner Rechnungslegung dienen. Bis zum 
20. November können entsprechende An-
regungen und Initiativen zum vorgestell-
ten, gemeinsam mit PwC erarbeiteten Ent-
wurf eingebracht werden.

Parallel zur Veröffentlichung des Drafts 
präsentiert COSO zugleich die inzwischen 
überarbeitete Fassung des Frameworks 
und der Illustrative Tools – in diese sind 
nunmehr die Stellungnahmen der inzwi-
schen abgeschlossenen öffentlichen Kom-
mentierungsphase eingegangen. Insge-
samt hätten über 200 Organisationen und 
Experten ihre Kommentare und Hinweise 
eingereicht.

Weitere Informationen: COSO http://www.coso.org/

EU-Regelungsvorschläge –  
Wirtschaftsprüferkammern  
wollen Austausch fortsetzen

Nachricht vom 21.09.2012

Präsidenten und weitere Experten von Wirt-
schaftsprüferkammern und vergleichbaren Or-
ganisationen aus insgesamt zehn europäischen 
Ländern, meldet die WPK, seien jetzt in Berlin 
zu einem Meinungsaustausch zusammengekom-
men. Gemeinsamen Zuspruch habe es unter an-
derem für die Einführung einer qualitätssichern-
den Entgeltregelung für gesetzliche Abschluss-
prüfungen gegeben.

Gegenstand der Beratungen waren zudem 
insbesondere die Regelungsvorschläge der 
EU-Kommission zur Abschlussprüfung, 
die auf europäischer Ebene zeitweilig dis-
kutierte Abschaffung der Prüfungspflicht 
von mittelgroßen Unternehmen und das 
Aufsichtssystem über Abschlussprüfer.

Die Mehrheit der Teilnehmer, so das Fa-
zit des gastgebenden WPK-Präsidenten Dr. 
Claus C. Securs, bedauere, dass die Initi-
ative der EU-Kommission zur Zersplitte-
rung des Außenauftritts des Berufsstan-
des geführt habe und dass eine gemein-
same Position im Berufsstand schwerlich 
zu finden sei. Man sei sich einig, dass eine 
Beteiligung gewerblicher Investoren an 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften abzu-
lehnen ist.

Alle Teilnehmer berichteten von sin-
kenden Honoraren in ihren Ländern und 
sähen Bedarf für die Einführung einer 
qualitätssichernden Entgeltregelung für 
gesetzliche Abschlussprüfungen. Eben-
falls sei festgestellt worden, dass sich die 
heutigen Aufsichtssysteme unter Mitwir-
kung des beruflichen Sachverstandes als 
effizient und wirksam bewährt hätten.

Teilnehmende Nationen waren Bel-
gien, Bulgarien, Estland, Frankreich, Po-
len, Portugal, Rumänien, Slowakei, Slowe-
nien und Ungarn. Der Meinungsaustausch 
soll in naher Zukunft fortgesetzt werden.

Weitere Informationen: WPK http://www.coso.org/

documents/COSO%20ICIF%20Press%20Release%20

09%2018%202012.pdf

HHL-Studie: CSR versus Finanz
berichterstattung – mehr Schein 
als Sein?

Nachricht vom 19.09.2012

Dass ein Anstieg von CSR-Aktivitäten nicht 
zwangsläufig zu hochwertigeren Finanzberich-
ten führt, legt eine aktuelle Studie an der Han-
delshochschule Leipzig nahe – insbesondere Un-
ternehmen, Standardsetzer und Aufsichtsbehör-
den werden interessante Ergebnisse finden.

Den Zusammenhang zwischen CSR und 
der Qualität der Finanzberichterstattung 
analysieren Marcus Salewski und Prof. Dr. 
Henning Zülch vom Lehrstuhl für Accoun-
ting and Auditing der HHL Leipzig Gradu-
ate School of Management erstmals für 
eine größere europäische Datenbasis – in 
ihrer Studie mit dem Titel „The Impact of 

Corporate Social Responsibility (CSR) on 
Financial Reporting Quality – Evidence 
from European Blue Chips“.

Insbesondere ist der Hypothese nachge-
gangen worden, dass der Zusammenhang 
zwischen der unternehmerischen Sozial-
verantwortung und der Qualität der Fi-
nanzberichterstattung sogar als negativ 
anzusehen sein könnte. So könnten Unter-
nehmen in CSR investieren, um sich eine 
Art „reputation insurance“ zu kaufen. Ein 
Verdacht, den die Studie nun bestätige: Ge-
rade Unternehmen, die als führend im Be-
reich CSR wahrgenommen würden, ver-
fügten tendenziell über eine geringere 
Qualität der Finanzberichterstattung und 
betrieben tendenziell mehr Bilanzpolitik.

Der Analyse, so die Pressemeldung der 
HHL, liegt das sogenannte „Good Com-
pany Ranking“ der Kirchhoff Consult AG 
zugrunde – ein regelmäßiges Ranking 
der 90 größten europäischen Unterneh-
men zu Nachhaltigkeit ihrer Unterneh-
mensführung. Kriterien seien dabei die 
Bereiche Gesellschaft, Mitarbeiter, Um-
welt und Performance. Diese Daten wur-
den von den HHL-Wissenschaftlern mit 
grundlegenden Accounting-Informatio-
nen aus Thomson Reuters Datastream zu-
sammengefügt, die dazu dienen, Maßzah-
len für die Qualität der Finanzberichter-
stattung zu ermitteln.

Vor allem für Standardsetzer und Auf-
sichtsbehörden sind die Ergebnisse rele-
vant: Diese sollten sich bewusst sein, dass 
ein Anstieg von CSR-Aktivitäten nicht 
zwangsläufig zu transparenteren und 
hochwertigeren Finanzberichten führt. 
Einige Unternehmen investierten ver-
mutlich lediglich aus opportunistischen 
Gründen in CSR.

Weitere Informationen: HHL Leipzig Graduate 

School of Management http://www.hhl.de/de/hhl-

entdecken/news/article/detail/2012/09/17/in-csr-top-

in-der-finanzberichterstattung-flop/; Social Science 

Research Network http://papers.ssrn.com/sol3/

papers.cfm?abstract_id=2141768

IASB-Fragebogen „Comprehensive 
Review of the IFRS for SMEs“

Nachricht vom 13.09.2012

Im Juli 2009 verabschiedete das IASB den In-
ternational Financial Reporting Standard für 
kleine und mittelgroße Unternehmen (IFRS for 
SMEs). 
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Zwei Jahre nachdem Unternehmen erste 
Erfahrungen mit der Anwendung des 
Standards gesammelt haben, bittet das 
IASB in einem Fragebogen um Anmerkun-
gen, ob und inwieweit Anpassungsbedarf 
des IFRS for SMEs besteht. Die Kommen-
tierungsfrist läuft noch bis zum 30. No-
vember 2012. 

Obwohl der IFRS for SMEs nicht in 
EU-Recht übernommen wurde, sprach 
sich das IDW für ein Mitwirken an der 
Fortentwicklung des Standards aus. Da-
mit soll insbesondere verhindert wer-
den, dass sich der Standard (noch weiter) 
von den IDW Positionen entfernt. In sei-
ner Antwort vom 06.09.2012 empfiehlt 
das IDW u. a., die Komplexität des Stan-
dards sowie dessen Änderungsgeschwin-
digkeit so gering wie möglich zu halten. 
Dementsprechend werden bspw. die Vor-
schläge zur Einführung einer wahlweisen 
Anwendung des Neubewertungsmodells 
für Sachanlagen (IAS 16) und der Aktivie-
rungspflicht für Fremdkapitalkosten, die 
direkt dem Erwerb, dem Bau oder der Her-
stellung eines qualifizierten Vermögens-
werts zuordenbar sind (IAS 23), (erneut) 
abgelehnt. 

Darüber hinaus lehnt das IDW eine au-
tomatische Anpassung des IFRS for SMEs 
aufgrund von Änderungen der Full-IFRS 
strikt ab. 

Weitere Informationen: IDW http://www.idw.de/

idw/portal/d623206

Transparency-Bericht  
zur Auslandsbestechung 

Nachricht vom 07.09.2012

Die Antikorruptionsorganisation Transparency 
International hat den Bericht „Exporting Cor-
ruption“ zum diesjährigen Stand der Strafver-
folgung der Auslandsbestechung von Amtsträ-
gern im Geschäftsverkehr in OECD-Ländern ver-
öffentlicht. Demnach gebe es international keine 
signifikanten Fortschritte.

In sieben OECD-Ländern wird eine aktive 
Verfolgung der Auslandsbestechung fest-
gestellt: Dänemark, Deutschland, Groß-
britannien, Italien, Norwegen, Schweiz 
und USA. Laut dem Bericht gab es in den 
OECD-Staaten im letzten Jahr 144 neue Er-
mittlungsverfahren im Bereich der Aus-
landsbestechung. Es ist davon auszuge-

hen, dass diese Zahl nur ein Bruchteil der 
weltweiten Bestechung im Ausland wider-
spiegelt. 

Zur Situation hierzulande wird im Be-
richt bemängelt, dass Deutschland nach 
wie vor nicht die UN-Konvention gegen 
Korruption ratifiziert hat. Weiterhin wird 
kritisiert, dass es in Deutschland keine 
strafrechtliche Verantwortlichkeit juristi-
scher Personen gebe. Stattdessen sehe ein 
aktueller Gesetzentwurf des Bundesjustiz-
ministeriums vor, im Ordnungswidrigkei-
tengesetz die Geldbuße für Unternehmen, 
die gegen Gesetze verstoßen, von 1 auf 10 
Mio. Euro zu erhöhen. 

Die Vorsitzende von Transparency 
Deutschland, Edda Müller, sieht dies kri-
tisch. Der Strafrahmen müsse auf die 
Höhe der Kartellstrafen angehoben wer-
den, denn für Großunternehmen wür-
den auch Strafen von maximal 10 Mio. 
Euro keinen Abschreckungseffekt haben. 
Deutschland brauche vielmehr endlich 
ein Unternehmensstrafrecht. 

Weitere Informationen und Download des  

Berichts: Transparency International http://www.

transparency.de/12-09-06-Exporting-

Corruption.2158.0.html

WPK für mehr Transparenz in der 
Aufsicht über Abschlussprüfer

Nachricht vom 06.09.2012

Die Wirtschaftsprüferkammer spricht sich in ei-
ner aktuellen Presseerklärung für mehr Offen-
heit in der Berufsaufsicht über Wirtschaftsprü-
fer und vereidigte Buchprüfer aus. Zugleich in-
formiert sie über Ergänzungen bei den jüngst 
beschlossenen Änderungen des Berufsrechts.

WPK-Präsident Dr. Claus C. Securs zufolge 
verpflichte die derzeit geltende Rechts-
lage die Wirtschaftsprüferkammer zum 
Stillschweigen in Aufsichtsfragen. Doch 
wolle man aber gerade mehr Transparenz. 
Diese sei ein Instrument der Aufklärung 
über die Effektivität der Aufsicht, wenn es 
darum gehe, in öffentlichkeitsrelevanten 
Verfahren, Sanktionen oder Maßnahmen 
nach pflichtgemäßem Ermessen auch in-
dividualisiert offen kommunizieren zu 
können. Aus diesem Grund setze sich die 
WPK auch für eine Gesetzesänderung ein. 

Zur aktuell in Brüssel diskutierten 
möglichen Abschaffung der Prüfungs-

pflicht von mittelgroßen haftungsbe-
schränkten Unternehmen in der Europä-
ischen Union heißt es in dem Schreiben, 
dass solche Überlegungen gerade in Kri-
senzeiten unverständlich seien. So sei es 
grundsätzlich richtig, bürokratische und 
finanzielle Belastungen für Unternehmen 
abzubauen. Das gelte aber nur dort, wo 
es sich auch bei näherem Hinsehen tat-
sächlich um Bürokratie-Wildwuchs han-
dele. Bei der Prüfungspflicht für mittel-
große Unternehmen sei das aber gerade 
nicht der Fall. Die große Bedeutung dieser 
Unternehmen für die Gesamtwirtschaft 
würde zudem ebenso unberücksichtigt 
bleiben wie die Schutzfunktion der Prü-
fungspflicht. 

Auch die von der Wirtschaftsprüfer-
kammer jüngst beschlossene Änderung 
des Berufsrechts im Hinblick auf die ska-
lierte Prüfungsdurchführung wurde the-
matisiert. Hierzu habe die Wirtschafts-
prüferkammer einen ergänzenden 
Hinweis erarbeitet, der den Berufsange-
hörigen als Hilfe bei der Prüfung insbe-
sondere von kleinen und mittleren Unter-
nehmen dienen solle. Der Berufsstand be-
komme damit eine wichtige Arbeitshilfe 
an die Hand. Mit dem Inkrafttreten der 
Neuregelung sei bereits im Oktober 2012 
zu rechnen. 

Weitere Informationen: WPK http://www.wpk.de/

pdf/WPK-Presseinformation_WPK_fuer_mehr_

Transparenz_in_der_Aufsicht_ueber_

Abschlusspruefer.pdf

Neufassung der MaComp  
veröffentlicht

Nachricht vom 05.09.2012

Nach Auswertung der Stellungnahmen zur zwei-
ten Ergänzung des Rundschreibens 4/2010 „Min-
destanforderungen an die Compliance-Funktion 
und die weiteren Verhaltens-, Organisations- und 
Transparenzpflichten nach §§ 31 ff. WpHG für 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen“ (Ma-
Comp) hat die BaFin dessen Neufassung veröf-
fentlicht. Neu ist ein Modul AT 8.2 zur Aufzeich-
nungspflicht gem. § 14 Abs. 2 Nr. 5 WpDVerOV. 

Das Modul konkretisiert die Aufzeich-
nungspflicht des § 14 Abs. 2 Nr. 5 WpD-
VerOV, wonach die Umstände aufzuzeich-
nen sind, aus denen sich ergibt, dass eine 
Zuwendung im Sinne von § 31d Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 WpHG darauf ausgelegt ist, 
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die Qualität der für die Kunden erbrach-
ten Dienstleistungen zu verbessern. Dem-
nach sind die von den Unternehmen je-
weils eingenommenen Zuwendungen im 
Sinne von § 31d Abs. 2 WpHG in einem Zu-
wendungsverzeichnis zu erfassen. Ergän-
zend haben die betroffenen Unternehmen 
mit Hilfe eines Verwendungsverzeichnis-
ses darzulegen, für welche Maßnahmen 
der Qualitätsverbesserung die Zuwendun-
gen verwendet wurden. Als Hilfestellung 
enthält das Modul eine nicht abschlie-
ßende Auflistung solcher möglicher Maß-
nahmen. 

Gegenüber der Konsultationsfassung 
wurde u. a. der Hinweis auf das Verbot 
der Ausschüttung bzw. Entnahme von 
Zuwendungsüberschüssen in AT 8.2.3 ge-
strichen. 

Die BaFin erhofft sich von der nun ver-
öffentlichten Fassung des Moduls einen 
Überblick über das Ausmaß von Zuwen-
dungsüberschüssen bei den Unterneh-
men und den Abschluss der diesbezügli-
chen Prüfungen. Sollte sich daraus zusätz-
licher Handlungsbedarf ergeben, behält 
sie sich eine weitere Anpassung der Ma-
Comp vor. 

Die Aufzeichnungen sind ab 2013 vor-
zunehmen; soweit das Geschäftsjahr ei-
nes Unternehmens nicht mit dem Kalen-
derjahr identisch ist, sind die Verzeich-
nisse erstmals für das Geschäftsjahr zu 
erstellen, das größtenteils in 2013 liegt. 

Weitere Informationen: BaFin: MaComp mit Stand 

vom 31. August 2012 http://www.bafin.de/

SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/

Rundschreiben/rs_1004_wa_macomp.html

Compliance – auch der
Mittelstand ist gefordert!

erich schmidt verl ag
 A u f  W i s s e n  v e r t r a u e n

Kostenfrei aus dem deutschen Festnetz 
bestellen: 0800 25 00 850

Erich Schmidt Verlag GmbH & Co. KG  · Genthiner Str. 30 G · 10785 Berlin · Tel. (030) 25 00 85-265 · Fax (030) 25 00 85-275 · ESV@ESVmedien.de · www.ESV.info

Der vorliegende Band präsentiert die wesentlichen 
Elemente für erfolgreiche KMU-Compliance:

 O Legal Compliance
 O arbeitsrechtliche und personalwirtschaft liche Compliance 
 O Rechnungslegung, Wirtschaft sprüfung und Steuern
 O IT Compliance, Produkthaft ung, Arbeitsschutz 
 O Maßnahmen gegen Wirtschaft skriminalität und Korruption
 O Compliance in der mitt elständischen Unternehmenskultur
 O organisatorische Umsetzung von Compliance in KMU

Mit vielen nützlichen Praxistipps und Checklisten!Compliance für KMU
Praxisleitfaden für den 
Mitt elstand

Herausgegeben von 
Prof. Dr. Stefan Behringer
2012, 272 Seiten, mit zahlreichen 
Abbildungen und Checklisten, 
€ (D) 29,95, ISBN 978-3-503-13896-8

Weitere Informationen:

   www.ESV.info/978-3-503-13896-8
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